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Amtlicher Teil – Amtliche Bekanntmachungen für die Gemeinde Wiesenburg/Mark

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahl-
gesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen
Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermin und Wahlzeit

Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit
der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 4. September
2013 finden die Wahlen
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Wiesenburg/Mark,

am Sonntag, dem 25. Mai 2014
in der Zeit von 8 bis 18 Uhr

statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vor-
genannten Wahlen durch Rechtsverordnung bestimmt hat, for-
dere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahl-
vorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung
der Gemeinde Wiesenburg/Mark

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und
Gemeindevertreter
Es sind insgesamt 16 Gemeindevertreterinnen und Gemeinde-
vertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
Das Wahlgebiet  Gemeindevertretung Wiesenburg/Mark besteht
aus  einem Wahlkreis.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereini-

gungen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen
und Einzelbewerbern eingereicht werden. Daneben können
Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen auch
gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung ein-
reichen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer
Listenvereinigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listen-
vereinigung schließt einen eigenständigen Wahlvorschlag für
dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht
werden. Sie müssen spätestens bis

Donnerstag, den 20. März 2014, 12 Uhr,
bei der

Wahlleiterin für die Gemeinde Wiesenburg/Mark
Schlossstraße 1, 14827 Wiesenburg/Mark

schriftlich eingereicht werden.

Öffentliche Bekanntmachung
zur Wahl

der Gemeindevertretung der Gemeinde Wiesenburg/Mark
am 25. Mai 2014

Bekanntmachung der Wahlleiterin
vom 14.02.2014

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschlie-
ßen, ist der Wahlleiterin für die  Gemeinde Wiesenburg/Mark
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zu-
sammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag,
den 20. März 2014, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von
mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständi-
gen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen
von der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe
unterzeichnet sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu

§ 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müs-
sen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätig-

keit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehö-
rigkeit und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines
jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Verei-
nigung den vollständigen Namen der einreichenden Partei
oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag
angegebene Name der Partei oder politischen Vereinigung
muss mit dem Namen übereinstimmen, den diese im Lande
führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss
hervorgehen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt;
der Name und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht
den Namen von Parteien oder politischen Vereinigungen oder
deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen
der Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, so-
fern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr be-
teiligten Parteien, politischen Vereinigungen und Wähler-
gruppen anzugeben,

e) die Bezeichnung des Wahlkreises.
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines
Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e be-
zeichneten Angaben enthalten.

5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder
einen Bewerber und höchstens 24  Bewerberinnen und Bewer-
ber enthalten.

5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekom-
munikationsanschluss der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauens-
person kann auch eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt
werden. Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur
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die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensper-
son, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum
Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahl-
gebiet zuständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsit-
zenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter,
unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe
muss von der oder dem Vertretungsberechtigten unterzeichnet
sein. Die Vertretungsberechtigung ist auf mein Verlangen nach-
zuweisen. Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung und
Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers
muss von dieser oder diesem unterzeichnet sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde
Wiesenburg/Mark benannt sein. Die Bewerberin oder der Be-
werber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied
einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag
zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder
Bewerber

6.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahl-
vorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wähler-
gruppe oder Listenvereinigung ist an folgende Vorausset-
zungen geknüpft:
a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11

BbgKWahlG wählbar sein.
b) Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden
sein (siehe Nummer 7).

c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung
auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustim-
mung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5
Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag
von einer Partei eingereicht, hat die Bewerberin oder der
Bewerber in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder
seine Parteimitgliedschaft anzugeben oder zu erklären, dass
sie oder er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten
ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen
im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit

zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staats-
angehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union
(Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumä-
nien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische

Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien
und Nordirland sowie Republik Zypern), die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz
3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland

die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-
cher Ämter nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentschei-
dung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht
besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für je-
den Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem
Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV
einzureichen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der
vorgeschlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre
Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der
Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an
Eides statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5
Nummer 3 BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und
darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat
nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

7.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in ei-
ner Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im
gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der
Partei oder politischen Vereinigung in geheimer Abstimmung
bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern (Satz
1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders ge-
wählt worden sind (Delegiertenversammlung).

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Gemeinde-
gebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen
Vereinigung oder deren Delegierte oder durch die für die Wahl
zum Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder
deren Delegierte bestimmt werden.

7.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum
Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Wählergruppe (Mitglieder-
versammlung) oder, wenn die Wählergruppe nicht mitglied-
schaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der zum Zeit-
punkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahl-
berechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhän-
gerinnen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe
in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder
Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind
(Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer
7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen
entsprechend.

7.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereini-
gung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen
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Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstim-
mung bestimmt worden sein; im Übrigen gelten die Bestim-
mungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und
Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der
Partei oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe mit einer mindestens
dreitägigen Frist entweder einzeln oder durch öffentliche
Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewer-
berinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr
Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustel-
len. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der
Abstimmung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem
Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV
zu fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Nie-
derschrift muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung,
die Form der Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglie-
der, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierten sowie das
Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die
Leiterin oder der Leiter der Versammlung und zwei von
der Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der
Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG
beachtet worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zurechen-
baren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundestag oder im 5.
Landtag Brandenburg durch mindestens eine im Land Branden-
burg gewählte Abgeordnete oder durch mindestens einen im
Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im Kreistag
des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine
Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen Kreistags-
abgeordneten oder in der Gemeindevertretung Wiesenburg/Mark
durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch
mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl un-
unterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit.

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Septem-
ber 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im
Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens
eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen
Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung
Wiesenburg/Mark durch mindestens eine Gemeindevertreterin
oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letz-
ten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erforder-
nis von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr
beteiligten Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1
oder 8.1.2 genannten Voraussetzungen für die Befreiung von
diesem Erfordernis erfüllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzel-
bewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund eines
Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkreises Potsdam-

Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Wiesenburg/Mark
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit.

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,

einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewer-
berin oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der
vorstehenden Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 10
Unterstützungsunterschriften von wahlberechtigten Personen
beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der
wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum Mittwoch,
den 19. März 2014, 16 Uhr, bei der Wahlbehörde, Ge-
meinde Wiesenburg/Mark, Einwohnermeldeamt, Schloss-
straße 1, 14827 Wiesenburg/Mark zu leisten.
Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf
den von mir ausgelegten oder ausgegebenen amtlichen
Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem Muster
der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter
Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Ge-
meinde Wiesenburg/Mark, Meldeamt, Schlossstraße 1,
14827 Wiesenburg/Mark ausgelegt.
Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie An-
schrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewer-
bers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist
beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung,
Wählergruppe oder Listenvereinigung deren Name und,
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzuge-
ben.
Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Er-
klärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt wor-
den sind, oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Be-
stimmung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Rei-
henfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden,
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen
anzugeben.
Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzu-
geben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für
die Unterzeichnung des Wahlvorschlags  vor einer Notarin oder
einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubigung ermäch-
tigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestim-
mung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfol-
ge nach § 33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleis-
tete Unterstützungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvor-
schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde
Wiesenburg/Mark unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl
mehr als einen Wahlvorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche
von ihr für diese Wahl geleisteten Unterstützungsunterschriften
ungültig.

8.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch
die Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der
Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das
Datum der Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnen-
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de Person hat sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.
Die Zurücknahme gültiger Unterstützungsunterschriften ist wir-
kungslos.

8.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen
Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf,
kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die
die Unterschriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Per-
son, die wegen einer Behinderung nicht in der Lage ist, die
Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf Antrag die Unterstützungs-
unterschrift durch Erklärung vor einer oder einem Beauftragten
der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den
17. März 2014, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde ge-
stellt werden.

8.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichner-
innen und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf
der von mir ausgelegten oder ausgegebenen Unterschriften-
liste leisten, zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeit-
punkt ihrer Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind.

9. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 12 Uhr,
können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der
Bewerberinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben
und fehlende Unterstützungsunterschriften nicht mehr beige-
bracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der
Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder seine
Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit
der Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1
BbgKWahlG) beseitigt werden.

10. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt spätestens am 58. Tag vor der
Wahl  in öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie §§ 38 und
39 BbgKWahlV verwiesen.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-
drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefor-
dert werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinde Wiesenburg/Mark

Feldmann

Die öffentliche Bekanntmachung zur Wahl der Gemeindever-
tretung der Gemeinde Wiesenburg/Mark am 25. Mai 2014 gilt
analog für die Wahl der Ortsbeiräte in den Ortsteilen Benken,
Grubo, Jeserig/Fläming, Jeserigerhütten, Klepzig, Lehnsdorf,
Medewitz, Mützdorf, Neuehütten, Reetz, Reetzerhütten,
Reppinichen, Schlamau und Wiesenburg.

Zu den Änderungen bei der Anzahl der Bewerber, Vertreter und notwen-
digen Unterstützungsunterschriften bzw. weitere Informationen erhal-
ten Sie bei der Wahlleiterin der Gemeinde Wiesenburg/Mark unter der
Tel.-Nr. 033849 79813.

Die Wahlleiterin für die Gemeinde Wiesenburg/Mark

Feldmann

Der Landkreis Potsdam-Mittelmark als zuständige höhere Verwaltungs-
behörde im Sinne des Baugesetzbuches hat die von der Gemeindever-
tretung der Gemeinde Wiesenburg/Mark am 20.08.2013 in öffentlicher
Sitzung beschlossene Satzung der Gemeinde Wiesenburg/Mark über
den Bebauungsplan Nr. 9 „Am Hesselberg“ (Stand 05. August 2013),
bestehend aus Planzeichnung und Text, mit Schreiben vom 09. Dezem-
ber 2013 (Az.: 14/13) nach §§ 10 Abs. 2, 6 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)
genehmigt.

Den Geltungsbereich der Satzung bilden die Flurstücke 1030
1143

und 1146
der Flur 1 der Gemarkung Wiesenburg (siehe auch nachstehenden Karten-
ausschnitt).

Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.
Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 9 „Am Hesselberg“
(Stand 05. August 2013) erlangt mit dieser Bekanntmachung
aufgrund des § 10 Abs. 3 BauGB Rechtsverbindlichkeit.

Auf Grund der Bekanntmachungsanordnung der Bürgermeisterin der Gemeinde Wiesenburg/Mark vom 17.01.2014 wird durch Ersatzbekanntmachung
die Genehmigung und das Inkrafttreten der Satzung der Gemeinde Wiesenburg/Mark über den Bebauungsplan Nr. 9 „Am Hesselberg“ bekannt
gegeben.

Genehmigung und Inkrafttreten der Satzung der Gemeinde Wiesenburg/Mark
über den  Bebauungsplan Nr. 9 „Am Hesselberg“ (Stand 05. August 2013 )

Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Wiesenburg/Mark

Der Bebauungsplan Nr. 9 „Am Hesselberg“ (Stand 05. August 2013)
einschließlich der Begründung  und der zusammenfassenden Erklärung
nach § 10 Absatz 4 BauGB kann während der üblichen Sprechzeiten in
der Gemeindeverwaltung der Gemeinde Wiesenburg/Mark, Schlossstr.
1 in 14827 Wiesenburg, im Bauamt, Zimmer 12, zu folgenden Zeiten

Dienstag von 09.00 Uhr – 12.00 Uhr und
von 13.00 Uhr – 18.00 Uhr

Mittwoch und Donnerstag von 09.00 Uhr – 12.00 Uhr

eingesehen werden und über seinen Inhalt kann Auskunft verlangt wer-
den.

Es wird darauf hingewiesen, dass

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

 2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und
des Flächennutzungsplans und
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 3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs

unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich
gegenüber der Gemeinde Wiesenburg/Mark unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214a beachtlich sind.

Es gelten außerdem die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1und 2 sowie
Abs. 4 des BauGB über die Entschädigung von durch den Bebauungs-
plan eintretende Vermögensnachteile sowie über die Fälligkeit und das
Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche.

Wiesenburg/Mark, den 17.01.2014

Klembt
Bürgermeisterin

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung und des Inkrafttretens der Satzung der Gemeinde Wiesenburg/Mark über den
Bebauungsplan Nr. 9 „Am Hesselberg“ (Stand 05. August 2013) wird im Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt
Niemegk, dem Flämingboten, in der Ausgabe vom 14.02.2014 durch die Bürgermeisterin öffentlich bekannt gemacht.

Wiesenburg/Mark, den 17.01.2014

Klembt
Bürgermeisterin

Amtlicher Teil – Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide hat in der öffentli-
chen Sitzung am 29.10.2013 den Entwurf des Flächennutzungsplanes
beschlossen.

Der Geltungsbereich umfasst die Gemarkung Borkheide.

Der Entwurf des Flächennutzungsplanes, die Begründung, der Umwelt-
bericht als umweltbezogene Landschaftsplanung, sowie die Eingriffs-
und Ausgleichsplanung  werden  in der Zeit vom

24.02.2014 bis 28.03.2014

während der Dienststunden im Amt Brück, Eingangshalle; Ernst-
Thälmann-Straße 59 in 14822 Brück öffentlich ausgelegt:

montags von 8.00 – 12.00 Uhr und 13.00 – 16.00 Uhr
dienstags von 9.00 – 12.00 Uhr und 13.00 – 18.00 Uhr
mittwochs von 8.00 – 12.00 Uhr und 13.00 – 16.00 Uhr
donnerstags von 8.00 – 12.00 Uhr und 13.00 – 16.00 Uhr
freitags von 8.00 – 12.00 Uhr

Der Planentwurf ist zusätzlich auf der Internetseite des Amtes Brück
www.amt-brueck.de einsehbar.

Bekanntmachung
zur Offenlegung des Entwurfs zum Flächennutzungsplan

der Gemeinde Borkheide nach § 3 Abs. 2 BauGB

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar:
– Umweltbericht als umweltbezogene Landschaftsplanung
– Eingriffs- und Ausgleichsplanung

Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben wer-
den.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der
Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan unberücksichtigt blei-
ben.
Anträge nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung können unzulässig sein,
soweit Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller
im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wur-
den, aber hätten geltend gemacht werden können.

Der Beschluss wird gemäß Hauptsatzung der Gemeinde Borkheide öf-
fentlich bekannt gemacht.

Brück, den 27.01.2014

Großmann
Amtsdirektor
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Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende, in der Gemeindevertretung Borkheide am 29.10.2013 beschlossene  Entwurf des Flächennutzungsplans wird durch Veröffentli-
chung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt
Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ bekannt gemacht.

Großmann
Amtsdirektor

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahl-
gesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen
Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die
Wahlzeit
Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit
der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 4. September
2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Borkheide
am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
sowie
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Borkheide
am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vor-
genannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV
auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzei-
tig einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und
Gemeindevertreter
Es sind insgesamt 12 Gemeindevertreterinnen und Gemeinde-
vertreter zu wählen.

Wahlbekanntmachung der Wahlleiterin vom 30.01.2014

Wahlen
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide,
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters

der Gemeinde Borkheide

am 25. Mai 2014

2. Wahlkreise
Die Gemeinde Borkheide (1.850 Einwohner am 31.12.2012) bil-
det einen Wahlkreis.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereini-

gungen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen
und Einzelbewerbern eingereicht werden. Daneben können
Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen auch
gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung ein-
reichen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer
Listenvereinigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listen-
vereinigung schließt einen eigenständigen Wahlvorschlag für
dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht
werden. Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 20. März 2014, 12 Uhr,

bei der

Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Amt Brück, Ernst-Thälmann-Straße 59, 14822 Brück

schriftlich eingereicht werden. Zusätzlich ist die formgerechte
Einreichung der Wahlvorschläge über das Internetportal mög-
lich und gewünscht. Dafür beachten Sie bitte den unter „Wah-
len“ bei www.amt-brueck.de eingestellten Link „Unterlagen
Wahlvorschläge“.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschlie-
ßen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zu-
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sammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag,
den 20. März 2014, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von
mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständi-
gen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen
von der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe
unterzeichnet sein.

5. Einreichung von einem wahlgebietsbezogenen Wahlvor-
schlag oder mehreren wahlkreisbezogenen Wahlvor-
schlägen
Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe oder Listen-
vereinigung kann entweder einen wahlgebietsbezogenen
Wahlvorschlag (Liste für alle Wahlkreise) oder mehrere
wahlkreisbezogene Wahlvorschläge (je eine Liste für die ein-
zelnen Wahlkreise) einreichen. Die Entscheidung über die
Einreichung eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlages oder
von wahlkreisbezogenen Wahlvorschlägen trifft bei einer Partei
oder politischen Vereinigung der für das Wahlgebiet zuständige
Gebietsvorstand (oder wenn ein solcher Vorstand nicht besteht,
der Vorstand der nächsthöheren Gliederung) und bei Wähler-
gruppen die oder der Vertretungsberechtigte.
Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber können nur einen
wahlgebietsbezogenen oder einen wahlkreisbezogenen
Wahlvorschlag einreichen, wobei sie nur mit einem wahl-
gebietsbezogenen Wahlvorschlag im gesamten Wahlgebiet
zur Wahl stehen.

6. Inhalt der Wahlvorschläge
6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu

§ 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müs-
sen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätig-

keit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehö-
rigkeit und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines
jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Verei-
nigung den vollständigen Namen der einreichenden Partei
oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag
angegebene Name der Partei oder politischen Vereinigung
muss mit dem Namen übereinstimmen, den diese im Lande
führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss
hervorgehen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt;
der Name und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht
den Namen von Parteien oder politischen Vereinigungen oder
deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen
der Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, so-
fern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr be-
teiligten Parteien, politischen Vereinigungen und Wähler-
gruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines
Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e be-
zeichneten Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder
einen Bewerber enthalten.
Ein Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 18 Bewerberinnen
und Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekom-
munikationsanschluss der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauens-
person kann auch eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt
werden. Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur
die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensper-
son, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum
Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahl-
gebiet zuständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsit-
zenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter,
unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe
muss von der oder dem Vertretungsberechtigten unterzeichnet
sein. Die Vertretungsberechtigung ist auf mein Verlangen nach-
zuweisen. Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung und
Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers
muss von dieser oder diesem unterzeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde
Borkheide benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf
dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer ande-
ren Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser
Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder
Bewerber

7.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahl-
vorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wähler-
gruppe oder Listenvereinigung ist an folgende Vorausset-
zungen geknüpft:
a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11

BbgKWahlG wählbar sein.
b) Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden
sein (siehe Nummer 8).

c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung
auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustim-
mung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5
Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag
von einer Partei eingereicht, hat die Bewerberin oder der
Bewerber in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären,
dass sie oder er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten
ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit
7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen
im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit

zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staats-
angehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union
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(Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Ru-
mänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechi-
sche Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland sowie Republik Zypern), die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz
3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland

die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-
cher Ämter nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentschei-
dung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht
besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für je-
den Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem
Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV
einzureichen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der
vorgeschlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre
Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der
Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an
Eides statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5
Nummer 3 BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und
darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat
nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

8.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in ei-
ner Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im
gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der
Partei oder politischen Vereinigung in geheimer Abstimmung
bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern (Satz
1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders ge-
wählt worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum
Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder deren
Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum
Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Wählergruppe (Mitglieder-
versammlung) oder, wenn die Wählergruppe nicht mitglied-
schaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der zum Zeit-
punkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahl-
berechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhän-
gerinnen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe
in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder
Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind
(Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer

8.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen
entsprechend.

8.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereini-
gung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen
Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstim-
mung bestimmt worden sein; im Übrigen gelten die Bestim-
mungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und
Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der
Partei oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe mit einer mindestens
dreitägigen Frist entweder einzeln oder durch öffentliche
Ankündigung zu laden.

8.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewer-
berinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr
Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustel-
len. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der
Abstimmung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem
Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV
zu fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Nie-
derschrift muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung,
die Form der Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglie-
der, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierten sowie das
Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die
Leiterin oder der Leiter der Versammlung und zwei von
der Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der
Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG
beachtet worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften
9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zurechen-
baren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundestag oder im 5.
Landtag Brandenburg durch mindestens eine im Land Branden-
burg gewählte Abgeordnete oder durch mindestens einen im
Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im Kreistag
des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine
Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen Kreistags-
abgeordneten oder in der Gemeindevertretung Borkheide durch
mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens
einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Septem-
ber 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im
Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens
eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen
Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung Bork-
heide durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch
mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl un-
unterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr
beteiligten Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1
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oder 9.1.2 genannten Voraussetzungen für die Befreiung von
diesem Erfordernis erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzel-
bewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund eines
Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkreises Potsdam-
Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Borkheide vertre-
ten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit.

9.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehren-
amtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung
Borkheide, so ist auch die Partei, politische Vereinigung oder
Wählergruppe, für die sie oder er bei der Wahl zur Gemeinde-
vertretung Borkheide antritt, von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit, wenn sie oder er aufgrund ei-
nes Wahlvorschlages dieser Partei, politischen Vereinigung oder
Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum
ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Borkheide ge-
wählt worden ist.

9.2 Wichtige Hinweise
9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,

einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewer-
berin oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der
vorstehenden Nummer 9.1 von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 5 Unter-
stützungsunterschriften von im Wahlgebiet wahlberechtigten
Personen beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der
wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,

bei der

Wahlbehörde, Amt Brück,
Einwohnermeldeamt, (R 108) Ernst-Thälmann-Str. 59,

14822 Brück

zu leisten.
Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer ehren-
amtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen
Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar
oder einer anderen zur Beglaubigung von Unterschriften
ermächtigten Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir
auf Anforderung ausgegebenen Unterschriftenlisten (sie-
he Nummer 9.2.3) sind der Wahlbehörde (Amt Brück,
Fontanestraße 1, Borkheide) spätestens bis zum

Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,

vorzulegen.
Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf
den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen
Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem Muster
der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter
Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt
Brück, Einwohnermeldeamt (Raum 108), Ernst-Thälmann-
Str. 59, 14822 Brück aufgelegt.
Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie An-
schrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewer-
bers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist
beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung,
Wählergruppe oder Listenvereinigung deren Name und,
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzuge-
ben.

Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Er-
klärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt wor-
den sind, oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Be-
stimmung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Rei-
henfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden,
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen
anzugeben.
Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzu-
geben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für
die Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeis-
ter im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder bei einer
anderen zur Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestim-
mung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfol-
ge nach § 33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleis-
tete Unterstützungsunterschriften sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvor-
schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde
Borkheide unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr
als einen Wahlvorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von
ihr für diese Wahl geleisteten Unterstützungsunterschriften
ungültig.

9.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch
die Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

9.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der
Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das
Datum der Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnen-
de Person hat sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.
Die Zurücknahme gültiger Unterstützungsunterschriften ist wir-
kungslos.

9.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen
Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf,
kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die
die Unterschriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Per-
son, die wegen einer Behinderung nicht in der Lage ist, die
Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf Antrag die Unterstützungs-
unterschrift durch Erklärung vor einer oder einem Beauftragten
der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den
17. März 2014, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde ge-
stellt werden.

9.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichner-
innen und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf
der von mir ausgelegten oder ausgegebenen Unterschriften-
liste leisten, zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeit-
punkt ihrer Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind.

10. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 12 Uhr,
können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der
Bewerberinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben
und fehlende Unterstützungsunterschriften nicht mehr beige-
bracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der
Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder seine
Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit
der Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1
BbgKWahlG) beseitigt werden.



Nr. 2/2014 / Woche 7 14. Februar 201412 Amtsblatt

Amtlicher Teil – Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück

11. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt am 25.03.2014 um 18.00 Uhr
im Sitzungssaal des Amtes Brück  in öffentlicher Sitzung
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf §
37 BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des eh-
renamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Borkheide

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7,
8, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde
Borkheide gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeis-
terin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde
Borkheide mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Be-
werber enthalten.
Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-
vorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder
des ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.
Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag ei-
ner Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit
einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer
oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem
Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV
abzugeben.

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder
des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33
Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für
die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit
ist, sind mindestens 24 Unterstützungsunterschriften beizufü-
gen. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Num-
mer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.6 bis 9.2.9 sinnge-
mäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-
drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefor-
dert werden. Sie sind auch unter www.wahlen.brandenburg.de
bei Kommunalwahlen in der rechten Spalte unter „Aufstellung
eines Wahlvorschlages“ und  „Mustervordrucke“ abrufbar. Dazu
dient auch der Link unter der Rubrik „Wahlen“ auf der
Internetseite des Amtes Brück www.Amt-Brueck.de

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahl-
gesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen
Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die
Wahlzeit
Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit
der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 4. September
2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Borkwalde
am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
sowie
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Borkwalde

Wahlbekanntmachung der Wahlleiterin vom 30.01.2014

Wahlen
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde,
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters

der Gemeinde Borkwalde

am 25. Mai 2014

am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vor-
genannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV
auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzei-
tig einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und
Gemeindevertreter
Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeinde-
vertreter zu wählen.
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2. Wahlkreise
Die Gemeinde Borkwalde (1.455 Einwohner am 31.12.2012) bil-
det einen Wahlkreis

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereini-

gungen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen
und Einzelbewerbern eingereicht werden. Daneben können
Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen auch
gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung ein-
reichen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer
Listenvereinigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listen-
vereinigung schließt einen eigenständigen Wahlvorschlag für
dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht
werden. Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 20. März 2014, 12 Uhr,

bei der

Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Amt Brück, Ernst-Thälmann-Straße 59, 14822 Brück

schriftlich eingereicht werden. Zusätzlich ist die formgerechte
Einreichung der Wahlvorschläge über das Internetportal mög-
lich und gewünscht. Dafür beachten Sie bitte den unter „Wah-
len“ bei www.amt-brueck.de eingestellten Link „Unterlagen
Wahlvorschläge.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschlie-
ßen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zu-
sammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag,
den 20. März 2014, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von
mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständi-
gen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen
von der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe
unterzeichnet sein.

5. Einreichung von einem wahlgebietsbezogenen Wahlvor-
schlag oder mehreren wahlkreisbezogenen Wahlvor-
schlägen
Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe oder Listen-
vereinigung kann entweder einen wahlgebietsbezogenen
Wahlvorschlag (Liste für alle Wahlkreise) oder mehrere
wahlkreisbezogene Wahlvorschläge (je eine Liste für die ein-
zelnen Wahlkreise) einreichen. Die Entscheidung über die
Einreichung eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlages oder
von wahlkreisbezogenen Wahlvorschlägen trifft bei einer Partei
oder politischen Vereinigung der für das Wahlgebiet zuständige
Gebietsvorstand (oder wenn ein solcher Vorstand nicht besteht,
der Vorstand der nächsthöheren Gliederung) und bei Wähler-
gruppen die oder der Vertretungsberechtigte.
Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber können nur einen
wahlgebietsbezogenen oder einen wahlkreisbezogenen
Wahlvorschlag einreichen, wobei sie nur mit einem wahl-
gebietsbezogenen Wahlvorschlag im gesamten Wahlgebiet
zur Wahl stehen.

6. Inhalt der Wahlvorschläge
6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu

§ 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müs-
sen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätig-

keit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehö-
rigkeit und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines
jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Verei-
nigung den vollständigen Namen der einreichenden Partei
oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag
angegebene Name der Partei oder politischen Vereinigung
muss mit dem Namen übereinstimmen, den diese im Lande
führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss
hervorgehen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt;
der Name und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht
den Namen von Parteien oder politischen Vereinigungen oder
deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen
der Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, so-
fern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr be-
teiligten Parteien, politischen Vereinigungen und Wähler-
gruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines
Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e be-
zeichneten Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder
einen Bewerber enthalten.
Ein Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 15 Bewerberinnen
und Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekom-
munikationsanschluss der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauens-
person kann auch eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt
werden. Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur
die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensper-
son, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum
Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahl-
gebiet zuständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsit-
zenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter,
unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe
muss von der oder dem Vertretungsberechtigten unterzeichnet
sein. Die Vertretungsberechtigung ist auf mein Verlangen nach-
zuweisen. Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung und
Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers
muss von dieser oder diesem unterzeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde
Borkwalde benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber
auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer
anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu
dieser Wahl antritt.
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7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder
Bewerber

7.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahl-
vorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wähler-
gruppe oder Listenvereinigung ist an folgende Vorausset-
zungen geknüpft:
a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11

BbgKWahlG wählbar sein.
b) Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden
sein (siehe Nummer 8).

c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung
auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustim-
mung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5
Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag
von einer Partei eingereicht, hat die Bewerberin oder der
Bewerber in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären,
dass sie oder er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten
ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit
7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen
im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit

zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staats-
angehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union
(Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Ru-
mänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechi-
sche Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland sowie Republik Zypern), die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz
3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland

die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-
cher Ämter nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentschei-
dung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht
besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für je-
den Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem
Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV
einzureichen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der
vorgeschlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre
Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der
Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an
Eides statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5

Nummer 3 BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und
darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat
nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

8.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in ei-
ner Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im
gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der
Partei oder politischen Vereinigung in geheimer Abstimmung
bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern (Satz
1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders ge-
wählt worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum
Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder deren
Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum
Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Wählergruppe (Mitglieder-
versammlung) oder, wenn die Wählergruppe nicht mitglied-
schaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der zum Zeit-
punkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahl-
berechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhänge-
rinnen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch
durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in gehei-
mer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 8.2 gelten
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entspre-
chend.

8.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereini-
gung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen
Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstim-
mung bestimmt worden sein; im Übrigen gelten die Bestim-
mungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und
Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der
Partei oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe mit einer mindestens
dreitägigen Frist entweder einzeln oder durch öffentliche
Ankündigung zu laden.

8.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewer-
berinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr
Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustel-
len. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der
Abstimmung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Mus-
ter der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu
fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Nieder-
schrift muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die
Form der Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder,
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierten sowie das Er-
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gebnis der geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Lei-
terin oder der Leiter der Versammlung und zwei von der
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teilneh-
mer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen Mindest-
anforderungen an eine demokratische Aufstellung der Kandidat-
innen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beach-
tet worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften
9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zurechen-
baren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundestag oder im 5.
Landtag Brandenburg durch mindestens eine im Land Branden-
burg gewählte Abgeordnete oder durch mindestens einen im
Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im Kreistag
des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine
Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen Kreistags-
abgeordneten oder in der Gemeindevertretung Borkwalde durch
mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens
einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Septem-
ber 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im
Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens
eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen
Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung Bork-
walde durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch
mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl un-
unterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr
beteiligten Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1
oder 9.1.2 genannten Voraussetzungen für die Befreiung von
diesem Erfordernis erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzel-
bewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund eines
Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkreises Potsdam-
Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Borkwalde vertre-
ten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit.

9.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehren-
amtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung
Borkwalde, so ist auch die Partei, politische Vereinigung oder
Wählergruppe, für die sie oder er bei der Wahl zur Gemeinde-
vertretung Borkwalde antritt, von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit, wenn sie oder er aufgrund ei-
nes Wahlvorschlages dieser Partei, politischen Vereinigung oder
Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum
ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Borkwalde ge-
wählt worden ist.

9.2 Wichtige Hinweise
9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,

einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewer-
berin oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der
vorstehenden Nummer 9.1 von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 5 Unter-
stützungsunterschriften von im Wahlgebiet wahlberechtigten
Personen beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der
wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,

bei der

Wahlbehörde, Amt Brück, Einwohnermeldeamt
(Raum 108), Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück

zu leisten.
Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamt-
lichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bür-
germeister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar
oder einer anderen zur Beglaubigung von Unterschriften
ermächtigten Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir
auf Anforderung ausgegebenen Unterschriftenlisten (sie-
he Nummer 9.2.3) sind der Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-
Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) spätestens bis zum

Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,

vorzulegen.
Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf
den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen
Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem Muster
der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter
Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt
Brück, Einwohnermeldeamt (Raum 108), Ernst-Thälmann-
Str. 59, 14822 Brück aufgelegt.
Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie An-
schrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewer-
bers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist
beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung,
Wählergruppe oder Listenvereinigung deren Name und,
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzuge-
ben.
Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Er-
klärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt wor-
den sind, oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Be-
stimmung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Rei-
henfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden,
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen
anzugeben.
Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzu-
geben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für
die Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeis-
ter im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder bei einer
anderen zur Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestim-
mung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfol-
ge nach § 33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleis-
tete Unterstützungsunterschriften sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvor-
schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Bork-
walde unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl  mehr als
einen Wahlvorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr
für diese Wahl geleisteten Unterstützungsunterschriften ungül-
tig.

9.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch
die Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.
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9.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der
Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das
Datum der Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnen-
de Person hat sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.
Die Zurücknahme gültiger Unterstützungsunterschriften ist wir-
kungslos.

9.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen
Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf,
kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die
die Unterschriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Per-
son, die wegen einer Behinderung nicht in der Lage ist, die
Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf Antrag die Unterstützungs-
unterschrift durch Erklärung vor einer oder einem Beauftragten
der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den
17. März 2014, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde ge-
stellt werden.

9.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichner-
innen und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf
der von mir ausgelegten oder ausgegebenen Unterschriften-
liste leisten, zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeit-
punkt ihrer Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind.

10. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 12 Uhr,
können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der
Bewerberinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben
und fehlende Unterstützungsunterschriften nicht mehr beige-
bracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der
Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder seine
Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit
der Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1
BbgKWahlG) beseitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt am 25.03.2014 um 18.00 Uhr
im Sitzungssaal des Amtes Brück  in öffentlicher Sitzung
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf §
37 BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des eh-
renamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Borkwalde

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7,
8, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde
Borkwalde gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeis-
terin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde
Borkwalde mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Be-
werber enthalten.

Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-
vorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder
des ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.
Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag ei-
ner Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit
einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer
oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem
Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV
abzugeben.

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder
des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33
Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für
die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit
ist, sind mindestens 20   Unterstützungsunterschriften beizufü-
gen. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Num-
mer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.6 bis 9.2.9 sinnge-
mäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-
drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefor-
dert werden. Sie sind auch unter www.wahlen.brandenburg.de
bei Kommunalwahlen in der rechten Spalte unter „Aufstellung
eines Wahlvorschlages“ und  „Mustervordrucke“ abrufbar. Dazu
dient auch der Link „Unterlagen Wahlvorschläge“ unter der
Rubrik „Wahlen“ auf der Internetseite des Amtes Brück
www.Amt-Brueck.de

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn
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Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahl-
gesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen
Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die
Wahlzeit
Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit
der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 4. September
2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Stadtverordneten der Stadt Brück,
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Stadt Brück,
– des Ortsbeirates des Ortsteils Baitz,
– des Ortsbeirates des Ortsteils Neuendorf
am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
sowie
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen der ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters
der Stadt Brück
am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vor-
genannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV
auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzei-
tig einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück

1. Anzahl der zu wählenden Stadtverordneten
Es sind insgesamt 16 Stadtverordnete zu wählen.

2. Wahlkreise
Die Stadt Brück (3.692 Einwohner per 31.12.2012) bildet einen
Wahlkreis.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereini-

gungen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen
und Einzelbewerbern eingereicht werden. Daneben können
Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen auch
gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung ein-
reichen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer
Listenvereinigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listen-
vereinigung schließt einen eigenständigen Wahlvorschlag für
dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht
werden. Sie müssen spätestens bis zum

Wahlbekanntmachung der Wahlleiterin vom 30.01.2014

Wahlen
– der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters

der Stadt Brück,
– des Ortsbeirats des Ortsteils Baitz,
– des Ortsbeirats des Ortsteils Neuendorf

am 25. Mai 2014

Donnerstag, den 20. März 2014, 12 Uhr,

bei der

Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Amt Brück, Ernst-Thälmann-Straße 59, 14822 Brück

schriftlich eingereicht werden. Zusätzlich ist die formgerechte
Einreichung der Wahlvorschläge über das Internetportal mög-
lich und gewünscht. Dafür beachten Sie bitte den unter „Wah-
len“ bei www.amt-brueck.de eingestellten Link „Unterlagen
Wahlvorschläge“.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschlie-
ßen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zu-
sammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag,
den 20. März 2014, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von
mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständi-
gen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen
von der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe
unterzeichnet sein.

5. Einreichung von einem Wahlvorschlag
Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe oder Listen-
vereinigung kann einen Wahlvorschlag einreichen. Die Entschei-
dung über die Einreichung eines Wahlvorschlages trifft bei einer
Partei oder politischen Vereinigung der für das Wahlgebiet zu-
ständige Gebietsvorstand (oder wenn ein solcher Vorstand nicht
besteht, der Vorstand der nächsthöheren Gliederung) und bei
Wählergruppen die oder der Vertretungsberechtigte.

6. Inhalt der Wahlvorschläge
6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu

§ 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müs-
sen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätig-

keit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehö-
rigkeit und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines
jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Verei-
nigung den vollständigen Namen der einreichenden Partei
oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag
angegebene Name der Partei oder politischen Vereinigung
muss mit dem Namen übereinstimmen, den diese im Lande
führt,
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c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss
hervorgehen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt;
der Name und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht
den Namen von Parteien oder politischen Vereinigungen oder
deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen
der Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, so-
fern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr be-
teiligten Parteien, politischen Vereinigungen und Wähler-
gruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines
Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e be-
zeichneten Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder
einen Bewerber enthalten.
Ein Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 24 Bewerberinnen
und Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekom-
munikationsanschluss der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauens-
person kann auch eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt
werden. Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur
die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensper-
son, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum
Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahl-
gebiet zuständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsit-
zenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter,
unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe
muss von der oder dem Vertretungsberechtigten unterzeichnet
sein. Die Vertretungsberechtigung ist auf mein Verlangen nach-
zuweisen. Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung und
Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers
muss von dieser oder diesem unterzeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der
Stadt Brück benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber
auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer
anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu
dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder
Bewerber

7.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahl-
vorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wähler-
gruppe oder Listenvereinigung ist an folgende Vorausset-
zungen geknüpft:
a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11

BbgKWahlG wählbar sein.
b) Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden
sein (siehe Nummer 8).

c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung
auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustim-
mung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5
Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag
von einer Partei eingereicht, hat die Bewerberin oder der

Bewerber in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären,
dass sie oder er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten
ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit
7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen
im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit

zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staats-
angehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union
(Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Ru-
mänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechi-
sche Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland sowie Republik Zypern), die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz
3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland

die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-
cher Ämter nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfall-
entscheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit
nicht besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für je-
den Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem
Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV
einzureichen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der
vorgeschlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre
Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der
Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an
Eides statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5
Nummer 3 BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und
darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat
nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

8.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in ei-
ner Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im
gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der
Partei oder politischen Vereinigung in geheimer Abstimmung
bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern (Satz
1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders ge-
wählt worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber
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sowie ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum
Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder deren
Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum
Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Wählergruppe (Mitglieder-
versammlung) oder, wenn die Wählergruppe nicht mitglied-
schaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der zum Zeit-
punkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahl-
berechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhänge-
rinnen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch
durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in gehei-
mer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 8.2 gelten
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entspre-
chend.

8.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereini-
gung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen
Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstim-
mung bestimmt worden sein; im Übrigen gelten die Bestim-
mungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und
Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der
Partei oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe mit einer mindestens
dreitägigen Frist entweder einzeln oder durch öffentliche
Ankündigung zu laden.

8.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung  ist für die geheime Wahl der
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewer-
berinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr
Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustel-
len. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der
Abstimmung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem
Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV
zu fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Nie-
derschrift muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung,
die Form der Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglie-
der, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierten sowie das
Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die
Leiterin oder der Leiter der Versammlung und zwei von
der Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der
Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG
beachtet worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften
9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zurechen-
baren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundestag oder im 5.
Landtag Brandenburg durch mindestens eine im Land Branden-
burg gewählte Abgeordnete oder durch mindestens einen im
Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im Kreistag

des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine
Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen Kreistags-
abgeordneten oder in der Stadtverordnetenversammlung Brück
durch mindestens eine Stadtverordnete oder durch mindestens
einen Stadtverordneten seit der letzten Wahl ununterbrochen
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Septem-
ber 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im
Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens
eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen Kreis-
tagsabgeordneten oder in der Stadtverordnetenversammlung
Brück durch mindestens eine Stadtverordnete oder durch
mindestens einen Stadtverordneten seit der letzten Wahl unun-
terbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr
beteiligten Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1
oder 9.1.2 genannten Voraussetzungen für die Befreiung von
diesem Erfordernis erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzel-
bewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund eines
Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkreises Potsdam-
Mittelmark oder in der Stadtverordnetenversammlung Brück
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit.

9.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehren-
amtliche Bürgermeister der Wahl zur Stadtverordnetenversamm-
lung Brück, so ist auch die Partei, politische Vereinigung oder
Wählergruppe, für die sie oder er bei der Wahl zur Stadtverord-
netenversammlung Brück antritt, von dem Erfordernis von
Unterstützungsunterschriften befreit, wenn sie oder er aufgrund
eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen Vereinigung
oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder
zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Stadtverordneten-
versammlung Brück gewählt worden ist.

9.2 Wichtige Hinweise
9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,

einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewer-
berin oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der
vorstehenden Nummer 9.1 von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 10 Unter-
stützungsunterschriften von im Wahlgebiet wahlberechtigten
Personen beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der
wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,

bei der

Wahlbehörde, Amt Brück,
Einwohnermeldeamt (Raum 108),
Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück

zu leisten.
Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer ehren-
amtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen
Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar
oder einer  anderen zur Beglaubigung von Unterschriften
ermächtigten Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir
auf Anforderung ausgegebenen Unterschriftenlisten (sie-
he Nummer 9.2.3) sind der Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-
Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) spätestens bis zum
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Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,

vorzulegen.
Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf
den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen
Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem Muster
der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter
Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahl-
vorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück,
Einwohnermeldeamt (Raum 108), Ernst-Thälmann-Straße 59,
14822 Brück aufgelegt.
Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie An-
schrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewer-
bers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist
beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung,
Wählergruppe oder Listenvereinigung deren Name und,
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzuge-
ben.
Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Er-
klärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt wor-
den sind, oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Be-
stimmung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Rei-
henfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden,
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen
anzugeben.
Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzu-
geben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für
die Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeis-
ter im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder bei einer
anderen zur Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestim-
mung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfol-
ge nach § 33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleis-
tete Unterstützungsunterschriften sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvor-
schlag für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung Brück
unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen
Wahlvorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für die-
se Wahl geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch
die Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

9.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der
Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das
Datum der Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnen-
de Person hat sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.
Die Zurücknahme gültiger Unterstützungsunterschriften ist wir-
kungslos.

9.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen
Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf,
kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die
die Unterschriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Per-
son, die wegen einer Behinderung nicht in der Lage ist, die
Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf Antrag die Unterstützungs-
unterschrift durch Erklärung vor einer oder einem Beauftragten
der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den
17. März 2014, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde ge-
stellt werden.

9.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichner-
innen und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf
der von mir ausgelegten oder ausgegebenen Unterschriften-
liste leisten, zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeit-
punkt ihrer Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind.

10. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 12 Uhr,
können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
berinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und feh-
lende Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht wer-
den. Das Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber
so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität
nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahl-
vorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über die
Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) be-
seitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt am 25.03.2014 um 18.00 Uhr
im Sitzungssaal des Amtes Brück in öffentlicher Sitzung über
die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des eh-
renamtlichen Bürgermeisters der Stadt Brück

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7,
8, 10 und 11 zur Wahl der Stadtverordnetenversammlung der
Stadt Brück gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Stadt
Brück mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Be-
werber enthalten.
Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-
vorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder
des ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.
Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag ei-
ner Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit
einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer
oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem
Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV
abzugeben.

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder
des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33
Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für
die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit
ist, sind mindestens 32 Unterstützungsunterschriften beizufü-
gen. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Num-
mer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.6 bis 9.2.9 sinnge-
mäß.
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C. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Baitz

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5,
7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Stadtverordneten-
versammlung Brück gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des
Ortsteils Baitz mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Baitz ist
das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen Wahl-
kreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewerberinnen
und Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Baitz ihren ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Stadt Brück wahlberechtigten Mitglieder der Partei,
politischen Vereinigung  oder Wählergruppe oder deren Dele-
gierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie
ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Baitz
bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Baitz wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung
ausreicht.
In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Stadt Brück
wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer
Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Unterstützungsunterschriften müssen aufgrund der Einwohner-
größe von unter 300 Einwohnern nicht beigebracht werden

D. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neuendorf

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5,
7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Stadtverordneten-
versammlung Brück gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des
Ortsteils Neuendorf mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neuendorf
ist das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen
Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewerberinnen
und Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Neuendorf ihren ständigen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Stadt Brück wahlberechtigten Mitglieder der Partei,
politischen Vereinigung  oder Wählergruppe oder deren Dele-
gierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie
ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils
Neuendorf bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil
Neuendorf wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen
Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer
Mitgliederversammlung ausreicht.
In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Stadt Brück
wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer
Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Unterstützungsunterschriften müssen aufgrund der Einwohner-
größe von unter 300 Einwohnern nicht beigebracht werden

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-
drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefor-
dert werden. Sie sind auch unter www.wahlen.brandenburg.de
bei Kommunalwahlen in der rechten Spalte unter „Aufstellung
eines Wahlvorschlages“ und  „Mustervordrucke“ abrufbar. Dazu
dient auch der Link „Unterlagen Wahlvorschläge“ unter der
Rubrik „Wahlen“ auf der Internetseite des Amtes Brück
www.Amt-Brueck.de.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn
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Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahl-
gesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen
Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die
Wahlzeit
Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit
der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 4. September
2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Golzow
am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
sowie
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Golzow
am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vor-
genannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV
auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzei-
tig einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und
Gemeindevertreter
Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeinde-
vertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
Die Gemeinde Golzow (1.331 Einwohner am 31.12.2012) bildet
einen Wahlkreis

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereini-

gungen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen
und Einzelbewerbern eingereicht werden. Daneben können
Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen auch
gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung ein-
reichen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer
Listenvereinigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listen-
vereinigung schließt einen eigenständigen Wahlvorschlag für
dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht
werden. Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 20. März 2014, 12 Uhr,

Wahlbekanntmachung der Wahlleiterin vom 30.01.2014

Wahlen
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow,
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters

der Gemeinde Golzow

am 25. Mai 2014

bei der

Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Amt Brück, Ernst-Thälmann-Straße 59, 14822 Brück

schriftlich eingereicht werden. Zusätzlich ist die formgerechte
Einreichung der Wahlvorschläge über das Internetportal mög-
lich und gewünscht. Dafür beachten Sie bitte den unter „Wah-
len“ bei www.amt-brueck.de eingestellten Link „Unterlagen
Wahlvorschläge.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschlie-
ßen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zu-
sammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag,
den 20. März 2014, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von
mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständi-
gen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen
von der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe
unterzeichnet sein.

5. Einreichung von einem wahlgebietsbezogenen Wahlvor-
schlag oder mehreren wahlkreisbezogenen Wahlvor-
schlägen
Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe oder Listen-
vereinigung kann entweder einen wahlgebietsbezogenen
Wahlvorschlag (Liste für alle Wahlkreise) oder mehrere
wahlkreisbezogene Wahlvorschläge (je eine Liste für die ein-
zelnen Wahlkreise) einreichen. Die Entscheidung über die
Einreichung eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlages oder
von wahlkreisbezogenen Wahlvorschlägen trifft bei einer Partei
oder politischen Vereinigung der für das Wahlgebiet zuständige
Gebietsvorstand (oder wenn ein solcher Vorstand nicht besteht,
der Vorstand der nächsthöheren Gliederung) und bei Wähler-
gruppen die oder der Vertretungsberechtigte.
Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber können nur einen
wahlgebietsbezogenen oder einen wahlkreisbezogenen
Wahlvorschlag einreichen, wobei sie nur mit einem wahl-
gebietsbezogenen Wahlvorschlag im gesamten Wahlgebiet
zur Wahl stehen.

6. Inhalt der Wahlvorschläge
6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu

§ 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müs-
sen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätig-

keit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehö-
rigkeit und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines
jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge,
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b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Verei-
nigung den vollständigen Namen der einreichenden Partei
oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag
angegebene Name der Partei oder politischen Vereinigung
muss mit dem Namen übereinstimmen, den diese im Lande
führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss
hervorgehen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt;
der Name und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht
den Namen von Parteien oder politischen Vereinigungen oder
deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen
der Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, so-
fern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr be-
teiligten Parteien, politischen Vereinigungen und Wähler-
gruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines
Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e be-
zeichneten Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder
einen Bewerber enthalten.
Ein Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 15 Bewerberinnen
und Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekom-
munikationsanschluss der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauens-
person kann auch eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt
werden. Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur
die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensper-
son, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum
Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahl-
gebiet zuständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsit-
zenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter,
unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe
muss von der oder dem Vertretungsberechtigten unterzeichnet
sein. Die Vertretungsberechtigung ist auf mein Verlangen nach-
zuweisen. Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung und
Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers
muss von dieser oder diesem unterzeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde
Golzow benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf
dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer ande-
ren Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser
Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder
Bewerber

7.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahl-
vorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wähler-
gruppe oder Listenvereinigung ist an folgende Vorausset-
zungen geknüpft:
a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11

BbgKWahlG wählbar sein.
b) Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und

Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden
sein (siehe Nummer 8).

c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung
auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustim-
mung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5
Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag
von einer Partei eingereicht, hat die Bewerberin oder der
Bewerber in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären,
dass sie oder er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten
ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit
7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen
im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit

zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staats-
angehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union
(Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Ru-
mänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechi-
sche Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland sowie Republik Zypern), die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz
3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland

die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-
cher Ämter nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentschei-
dung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht
besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für je-
den Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem
Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV
einzureichen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der
vorgeschlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre
Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der
Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an
Eides statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5
Nummer 3 BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und
darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat
nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

8.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in ei-
ner Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im
gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der
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Partei oder politischen Vereinigung in geheimer Abstimmung
bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern (Satz
1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders ge-
wählt worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum
Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder deren
Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum
Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Wählergruppe (Mitglieder-
versammlung) oder, wenn die Wählergruppe nicht mitglied-
schaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der zum Zeit-
punkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahl-
berechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhänge-
rinnen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch
durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in gehei-
mer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 8.2 gelten
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entspre-
chend.

8.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereini-
gung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen
Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstim-
mung bestimmt worden sein; im Übrigen gelten die Bestim-
mungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und
Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der
Partei oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe mit einer mindestens
dreitägigen Frist entweder einzeln oder durch öffentliche
Ankündigung zu laden.

8.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewer-
berinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr
Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustel-
len. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der
Abstimmung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem
Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV
zu fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Nie-
derschrift muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung,
die Form der Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglie-
der, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierten sowie das
Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die
Leiterin oder der Leiter der Versammlung und zwei von
der Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der
Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG
beachtet worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften
9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zurechen-
baren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundestag oder im 5.
Landtag Brandenburg durch mindestens eine im Land Branden-
burg gewählte Abgeordnete oder durch mindestens einen im
Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im Kreistag
des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine
Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen Kreistags-
abgeordneten oder in der Gemeindevertretung Golzow durch
mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens
einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Septem-
ber 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im
Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens
eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen Kreis-
tagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung Golzow
durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch
mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl un-
unterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr
beteiligten Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1
oder 9.1.2 genannten Voraussetzungen für die Befreiung von
diesem Erfordernis erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzel-
bewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund eines
Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkreises Potsdam-
Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Golzow vertreten
sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften
befreit.

9.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehren-
amtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung
Golzow, so ist auch die Partei, politische Vereinigung oder
Wählergruppe, für die sie oder er bei der Wahl zur Gemeinde-
vertretung Golzow antritt, von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit, wenn sie oder er aufgrund ei-
nes Wahlvorschlages dieser Partei, politischen Vereinigung oder
Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum
ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Golzow gewählt
worden ist.

9.2 Wichtige Hinweise
9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,

einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewer-
berin oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der
vorstehenden Nummer 9.1 von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 5 Unter-
stützungsunterschriften von im Wahlgebiet wahlberechtigten
Personen beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der
wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,

bei der

Wahlbehörde, Amt Brück, Einwohnermeldeamt
(Raum 108), Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück

zu leisten.
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Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer ehren-
amtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen
Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar
oder einer anderen zur Beglaubigung von Unterschriften
ermächtigten Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir
auf Anforderung ausgegebenen Unterschriftenlisten (sie-
he Nummer 9.2.3) sind der Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-
Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) spätestens bis zum

Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,

vorzulegen.
Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf
den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen
Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem Muster
der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter
Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahl-
vorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück,
Einwohnermeldeamt (Raum 108), Ernst-Thälmann-Str. 59,
14822 Brück aufgelegt.
Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie An-
schrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewer-
bers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist
beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung,
Wählergruppe oder Listenvereinigung deren Name und,
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzuge-
ben.
Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Er-
klärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt wor-
den sind, oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Be-
stimmung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Rei-
henfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden,
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen
anzugeben.
Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzu-
geben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für
die Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeis-
ter im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder bei einer
anderen zur Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestim-
mung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfol-
ge nach § 33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleis-
tete Unterstützungsunterschriften sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvor-
schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde
Golzow unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl  mehr als
einen Wahlvorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr
für diese Wahl geleisteten Unterstützungsunterschriften ungül-
tig.

9.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch
die Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

9.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der
Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das
Datum der Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnen-
de Person hat sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.
Die Zurücknahme gültiger Unterstützungsunterschriften ist wir-
kungslos.

9.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen
Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf,
kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die
die Unterschriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Per-
son, die wegen einer Behinderung nicht in der Lage ist, die
Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf Antrag die Unterstützungs-
unterschrift durch Erklärung vor einer oder einem Beauftragten
der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den
17. März 2014, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde ge-
stellt werden.

9.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichner-
innen und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf
der von mir ausgelegten oder ausgegebenen Unterschriften-
liste leisten, zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeit-
punkt ihrer Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind.

10. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 12 Uhr,
können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der
Bewerberinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben
und fehlende Unterstützungsunterschriften nicht mehr beige-
bracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der
Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder seine
Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit
der Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1
BbgKWahlG) beseitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt am 25.03.2014 um 18.00 Uhr
im Sitzungssaal des Amtes Brück in öffentlicher Sitzung über
die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des eh-
renamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Golzow

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7,
8, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde
Golzow gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeiste-
rin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde
Golzow mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Be-
werber enthalten.
Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-
vorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder
des ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.
Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag ei-
ner Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit
einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer
oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem
Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV
abzugeben.

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder
des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33
Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für
die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.
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5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit
ist, sind mindestens 20   Unterstützungsunterschriften beizufü-
gen. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Num-
mer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.6 bis 9.2.9 sinnge-
mäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-
drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefor-
dert werden. Sie sind auch unter www.wahlen.brandenburg.de
bei Kommunalwahlen in der rechten Spalte unter „Aufstellung
eines Wahlvorschlages“ und  „Mustervordrucke“ abrufbar. Dazu

dient auch der Link „Unterlagen Wahlvorschläge“ unter der
Rubrik „Wahlen“ auf der Internetseite des Amtes Brück
www.Amt-Brueck.de

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahl-
gesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen
Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die
Wahlzeit
Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit
der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 4. September
2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertreter der Gemeinde Linthe,
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Linthe,
– des Ortsbeirates des Ortsteils Alt Bork,
– des Ortsbeirates des Ortsteils Deutsch Bork,
– des Ortsbeirats des Ortsteils Linthe
am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
sowie
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen der ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters
der Gemeinde Linthe
am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vor-
genannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV
auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzei-
tig einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

Wahlbekanntmachung der Wahlleiterin  vom 30.01.2014

Wahlen
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Linthe
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters

der Gemeinde Linthe,
– des Ortsbeirats des Ortsteils Alt Bork,
– des Ortsbeirats des Ortsteils Deutsch Bork,
– des Ortsbeirats des Ortsteils Linthe

am 25. Mai 2014

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Linthe

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und
Gemeindevertreter
Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeinde-
vertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
Die Gemeinde Linthe (889 Einwohner per 31.12.2012) bildet
einen Wahlkreis.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereini-

gungen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen
und Einzelbewerbern eingereicht werden. Daneben können
Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen auch
gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung ein-
reichen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer
Listenvereinigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listen-
vereinigung schließt einen eigenständigen Wahlvorschlag für
dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht
werden. Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 20. März 2014, 12 Uhr,

bei der

Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Amt Brück, Ernst-Thälmann-Straße 59, 14822 Brück
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schriftlich eingereicht werden. Zusätzlich ist die formgerechte
Einreichung der Wahlvorschläge über das Internetportal mög-
lich und gewünscht. Dafür beachten Sie bitte den unter „Wah-
len“ bei www.amt-brueck.de eingestellten Link „Unterlagen
Wahlvorschläge“.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschlie-
ßen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zu-
sammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag,
den 20. März 2014, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von
mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständi-
gen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen
von der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe
unterzeichnet sein.

5. Einreichung von einem Wahlvorschlag
Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe oder Listen-
vereinigung kann einen Wahlvorschlag einreichen. Die Entschei-
dung über die Einreichung eines Wahlvorschlages trifft bei einer
Partei oder politischen Vereinigung der für das Wahlgebiet zu-
ständige Gebietsvorstand (oder wenn ein solcher Vorstand nicht
besteht, der Vorstand der nächsthöheren Gliederung) und bei
Wählergruppen die oder der Vertretungsberechtigte.

6. Inhalt der Wahlvorschläge
6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu

§ 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müs-
sen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätig-

keit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehö-
rigkeit und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines
jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Verei-
nigung den vollständigen Namen der einreichenden Partei
oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag
angegebene Name der Partei oder politischen Vereinigung
muss mit dem Namen übereinstimmen, den diese im Lande
führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss
hervorgehen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt;
der Name und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht
den Namen von Parteien oder politischen Vereinigungen oder
deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen
der Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, so-
fern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr be-
teiligten Parteien, politischen Vereinigungen und Wähler-
gruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines
Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e be-
zeichneten Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder
einen Bewerber enthalten.
Ein Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 15 Bewerberinnen
und Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekom-
munikationsanschluss der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauens-
person kann auch eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt
werden. Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur
die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensper-
son, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahl-
vorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahl-
gebiet zuständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsit-
zenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter,
unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe
muss von der oder dem Vertretungsberechtigten unterzeichnet
sein. Die Vertretungsberechtigung ist auf mein Verlangen nach-
zuweisen. Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung und
Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers
muss von dieser oder diesem unterzeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde
Linthe benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf
dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer ande-
ren Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser
Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder
Bewerber

7.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahl-
vorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wähler-
gruppe oder Listenvereinigung ist an folgende Vorausset-
zungen geknüpft:
a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11

BbgKWahlG wählbar sein.
b) Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden
sein (siehe Nummer 8).

c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung
auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustim-
mung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5
Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag
von einer Partei eingereicht, hat die Bewerberin oder der
Bewerber in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären,
dass sie oder er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten
ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit
7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen
im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit

zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staats-
angehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union
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(Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Ru-
mänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechi-
sche Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland sowie Republik Zypern), die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz
3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland

die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-
cher Ämter nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentschei-
dung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht
besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für je-
den Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem
Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV
einzureichen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der
vorgeschlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre
Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der
Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an
Eides statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5
Nummer 3 BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und
darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat
nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

8.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in ei-
ner Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im
gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der
Partei oder politischen Vereinigung in geheimer Abstimmung
bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern (Satz
1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders ge-
wählt worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum
Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder deren
Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum
Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Wählergruppe (Mitglieder-
versammlung) oder, wenn die Wählergruppe nicht mitglied-
schaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der zum Zeit-
punkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahl-
berechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhänge-
rinnen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch
durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in gehei-
mer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 8.2 gelten

für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entspre-
chend.

8.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereini-
gung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen
Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstim-
mung bestimmt worden sein; im Übrigen gelten die Bestim-
mungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und
Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der
Partei oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe mit einer mindestens
dreitägigen Frist entweder einzeln oder durch öffentliche
Ankündigung zu laden.

8.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung  ist für die geheime Wahl der
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewer-
berinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr
Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustel-
len. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der
Abstimmung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem
Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV
zu fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Nie-
derschrift muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung,
die Form der Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglie-
der, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierten sowie das
Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die
Leiterin oder der Leiter der Versammlung und zwei von
der Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der
Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG
beachtet worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften
9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zurechen-
baren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundestag oder im 5.
Landtag Brandenburg durch mindestens eine im Land Branden-
burg gewählte Abgeordnete oder durch mindestens einen im
Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im Kreistag
des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine
Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen Kreistags-
abgeordneten oder in der Gemeindevertretung Linthe durch
mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens
einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Septem-
ber 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im
Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens
eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen
Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung Linthe
durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch
mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl un-
unterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr
beteiligten Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1
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oder 9.1.2 genannten Voraussetzungen für die Befreiung von
diesem Erfordernis erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzel-
bewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund eines
Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkreises Potsdam-
Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Linthe vertreten
sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften
befreit.

9.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehren-
amtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung
Linthe, so ist auch die Partei, politische Vereinigung oder Wähler-
gruppe, für die sie oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung
Linthe antritt, von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit, wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvorschla-
ges dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe
zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum ehrenamtlichen
Bürgermeister der Gemeindevertretung Linthe gewählt worden
ist.

9.2 Wichtige Hinweise
9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,

einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewer-
berin oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der
vorstehenden Nummer 9.1 von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 5 Unter-
stützungsunterschriften von im Wahlgebiet wahlberechtigten
Personen  beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der
wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,

bei der

Wahlbehörde, Amt Brück,
Einwohnermeldeamt (Raum 108),
Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück

zu leisten.
Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer ehren-
amtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen
Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar
oder einer  anderen zur Beglaubigung von Unterschriften
ermächtigten Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir
auf Anforderung ausgegebenen Unterschriftenlisten (sie-
he Nummer 9.2.3) sind der Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-
Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) spätestens bis zum

Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,

vorzulegen.
Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf
den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen
Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem Muster
der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter
Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahl-
vorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück,
Einwohnermeldeamt (Raum 108), Ernst-Thälmann-Straße 59,
14822 Brück aufgelegt.
Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie An-
schrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewer-
bers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist
beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung,
Wählergruppe oder Listenvereinigung deren Name und,

sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzuge-
ben.
Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Er-
klärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt wor-
den sind, oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Be-
stimmung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Rei-
henfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden,
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen
anzugeben.
Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzu-
geben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für
die Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeis-
ter im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder bei einer
anderen zur Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestim-
mung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfol-
ge nach § 33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleis-
tete Unterstützungsunterschriften sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvor-
schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung Linthe unterzeich-
nen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahlvor-
schlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch
die Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

9.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der
Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das
Datum der Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnen-
de Person hat sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.
Die Zurücknahme gültiger Unterstützungsunterschriften ist wir-
kungslos.

9.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen
Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf,
kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die
die Unterschriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Per-
son, die wegen einer Behinderung nicht in der Lage ist, die
Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf Antrag die Unterstützungs-
unterschrift durch Erklärung vor einer oder einem Beauftragten
der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den
17. März 2014, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde ge-
stellt werden.

9.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichner-
innen und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf
der von mir ausgelegten oder ausgegebenen Unterschriften-
liste leisten, zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeit-
punkt ihrer Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind.

10. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 12 Uhr,
können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der
Bewerberinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben
und fehlende Unterstützungsunterschriften nicht mehr beige-
bracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der
Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder seine
Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit
der Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1
BbgKWahlG) beseitigt werden.
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11. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt am 25.03.2014 um 18.00 Uhr
im Sitzungssaal des Amtes Brück in öffentlicher Sitzung über
die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des eh-
renamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Linthe

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7,
8, 10 und 11 zur Wahl der Stadtverordnetenversammlung der
Gemeinde Linthe gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Ge-
meinde Linthe mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Be-
werber enthalten.
Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-
vorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder
des ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.
Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag ei-
ner Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit
einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer
oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem
Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV
abzugeben.

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder
des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33
Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für
die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit
ist, sind mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufü-
gen. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Num-
mer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.6 bis 9.2.9 sinnge-
mäß.

C. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Alt Bork

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5,
7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Stadtverordneten-
versammlung Brück gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des
Ortsteils Alt Bork mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Alt Bork
ist das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen
Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewerberinnen
und Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Alt Bork ihren ständigen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Linthe wahlberechtigten Mitglieder der
Partei, politischen Vereinigung  oder Wählergruppe oder deren
Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber so-
wie ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils
Alt Bork bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Alt Bork
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht.
In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Linthe
wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer
Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Unterstützungsunterschriften müssen aufgrund der Einwohner-
größe von unter 300 Einwohnern nicht beigebracht werden.

D. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Deutsch Bork

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5,
7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Stadtverordneten-
versammlung Brück gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des
Ortsteils Deutsch Bork mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Deutsch
Bork ist das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet ei-
nen Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewerberinnen
und Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Deutsch Bork ihren ständigen Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Linthe wahlberechtigten Mitglieder der
Partei, politischen Vereinigung  oder Wählergruppe oder deren
Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber so-
wie ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils
Deutsch Bork bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil
Deutsch Bork wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politi-
schen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung
einer Mitgliederversammlung ausreicht.
In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Linthe
wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer
Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Unterstützungsunterschriften müssen aufgrund der Einwohner-
größe von unter 300 Einwohnern nicht beigebracht werden.

E. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Linthe

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5,
7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung
Linthe gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Linthe
mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Linthe ist
das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen Wahl-
kreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
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3. Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewerberinnen
und Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Linthe ihren ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Linthe wahlberechtigten Mitglieder der
Partei, politischen Vereinigung  oder Wählergruppe oder deren
Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber so-
wie ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils
Linthe bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Linthe wahl-
berechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder
Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht.
In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Linthe
wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer
Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewer-
berin oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit ist, sind
mindestens 3 Unterstützungsunterschriften beizufügen.
Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch
die Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen be-
freit, die am 9. September 2013 aufgrund eines zurechenbaren
Wahlvorschlags im Ortsbeirat des Ortsteils Linthe durch
mindestens ein Mitglied seit der letzten Wahl ununterbrochen

vertreten sind; Entsprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und
Einzelbewerber, die aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Orts-
beirat Linthe vertreten sind, sowie für Listenvereinigungen, wenn
mindestens eine der an ihr beteiligten Gruppierungen die ein-
gangs genannte Voraussetzung erfüllt.
Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer
9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und  9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-
drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefor-
dert werden. Sie sind auch unter www.wahlen.brandenburg.de
bei Kommunalwahlen in der rechten Spalte unter „Unterlagen
Wahlvorschläge“ und  „Mustervordrucke“ abrufbar. Dazu dient
auch der Link „Unterlagen Wahlvorschläge“ unter der Rubrik
„Wahlen“ auf der Internetseite des Amtes Brück www.Amt-
Brueck.de.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahl-
gesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen
Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die
Wahlzeit
Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit
der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 4. September
2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertreter der Gemeinde Planebruch,
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Planebruch,
– der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils

Cammer,
– der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils

Damelang-Freienthal,

Wahlbekanntmachung der Wahlleiterin vom 30.01.2014

Wahlen
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Planebruch
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters

der Gemeinde Planebruch,
– der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Cammer,
– der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Damelang-Freienthal

am 25. Mai 2014

am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
sowie
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen der ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters
der Gemeinde Planebruch
am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vor-
genannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV
auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzei-
tig einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:
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A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Planebruch

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und
Gemeindevertreter
Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeinde-
vertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
Die Gemeinde Planebruch (1.076 Einwohner per 31.12.2012)
bildet einen Wahlkreis.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereini-

gungen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen
und Einzelbewerbern eingereicht werden. Daneben können
Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen auch
gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung ein-
reichen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer
Listenvereinigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listen-
vereinigung schließt einen eigenständigen Wahlvorschlag für
dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht
werden. Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 20. März 2014, 12 Uhr,

bei der

Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Amt Brück, Ernst-Thälmann-Straße 59, 14822 Brück

schriftlich eingereicht werden. Zusätzlich ist die formgerechte
Einreichung der Wahlvorschläge über das Internetportal mög-
lich und gewünscht. Dafür beachten Sie bitte den unter „Wah-
len“ bei www.amt-brueck.de eingestellten Link „Unterlagen
Wahlvorschläge“.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschlie-
ßen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zu-
sammenschluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag,
den 20. März 2014, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Er-
klärung der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen von
mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständi-
gen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen
von der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe
unterzeichnet sein.

5. Einreichung von einem Wahlvorschlag
Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe oder Listen-
vereinigung kann einen Wahlvorschlag einreichen. Die Entschei-
dung über die Einreichung eines Wahlvorschlages trifft bei einer
Partei oder politischen Vereinigung der für das Wahlgebiet zu-
ständige Gebietsvorstand  (oder wenn ein solcher Vorstand nicht
besteht, der Vorstand der nächsthöheren Gliederung) und bei
Wählergruppen die oder der Vertretungsberechtigte.

6. Inhalt der Wahlvorschläge
6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu

§ 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müs-
sen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätig-

keit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehö-

rigkeit und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines
jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Verei-
nigung den vollständigen Namen der einreichenden Partei
oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag
angegebene Name der Partei oder politischen Vereinigung
muss mit dem Namen übereinstimmen, den diese im Lande
führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss
hervorgehen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt;
der Name und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht
den Namen von Parteien oder politischen Vereinigungen oder
deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen
der Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, so-
fern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr be-
teiligten Parteien, politischen Vereinigungen und Wähler-
gruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines
Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e be-
zeichneten Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder
einen Bewerber enthalten.
Ein Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 15 Bewerberinnen
und Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekom-
munikationsanschluss der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauens-
person kann auch eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt
werden. Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur
die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensper-
son, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum
Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahl-
gebiet zuständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsit-
zenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter,
unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe
muss von der oder dem Vertretungsberechtigten unterzeichnet
sein. Die Vertretungsberechtigung ist auf mein Verlangen nach-
zuweisen. Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung und
Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers
muss von dieser oder diesem unterzeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde
Planebruch benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber
auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer
anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu
dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder
Bewerber

7.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahl-
vorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wähler-
gruppe oder Listenvereinigung ist an folgende Vorausset-
zungen geknüpft:
a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11

BbgKWahlG wählbar sein.
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b) Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden
sein (siehe Nummer 8).

c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung
auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustim-
mung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5
Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag
von einer Partei eingereicht, hat die Bewerberin oder der
Bewerber in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären,
dass sie oder er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten
ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit
7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen
im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit

zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern

Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staats-
angehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union
(Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Ru-
mänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechi-
sche Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland sowie Republik Zypern), die
– am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz
3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist

oder
– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland

die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-
cher Ämter nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentschei-
dung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht
besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für je-
den Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem
Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV
einzureichen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der
vorgeschlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre
Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der
Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an
Eides statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5
Nummer 3 BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und
darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat
nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

8.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in ei-

ner Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im
gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der
Partei oder politischen Vereinigung in geheimer Abstimmung
bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern (Satz
1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders ge-
wählt worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum
Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder deren
Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum
Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet
wahlberechtigten Mitglieder der Wählergruppe (Mitglieder-
versammlung) oder, wenn die Wählergruppe nicht mitglied-
schaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der zum Zeit-
punkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahl-
berechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhänge-
rinnen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch
durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in gehei-
mer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 8.2 gelten
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entspre-
chend.

8.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereini-
gung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen
Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstim-
mung bestimmt worden sein; im Übrigen gelten die Bestim-
mungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und
Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der
Partei oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertre-
tungsberechtigten der Wählergruppe mit einer mindestens
dreitägigen Frist entweder einzeln oder durch öffentliche
Ankündigung zu laden.

8.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberech-
tigte Teilnehmer der Versammlung  ist für die geheime Wahl der
Bewerberinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die
Delegiertenversammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewer-
berinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr
Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustel-
len. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der
Abstimmung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem
Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV
zu fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Nie-
derschrift muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung,
die Form der Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglie-
der, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierten sowie das
Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die
Leiterin oder der Leiter der Versammlung und zwei von
der Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der
Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG
beachtet worden sind.



Nr. 2/2014 / Woche 7 14. Februar 201434 Amtsblatt

Amtlicher Teil – Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück

9. Unterstützungsunterschriften
9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-

gen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zurechen-
baren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundestag oder im 5.
Landtag Brandenburg durch mindestens eine im Land Branden-
burg gewählte Abgeordnete oder durch mindestens einen im
Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder im Kreistag
des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine
Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen Kreistags-
abgeordneten oder in der Gemeindevertretung Planebruch durch
mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens
einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Septem-
ber 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im
Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens
eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen Kreis-
tagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung Planebruch
durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch
mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl un-
unterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr
beteiligten Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1
oder 9.1.2 genannten Voraussetzungen für die Befreiung von
diesem Erfordernis erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzel-
bewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund eines
Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkreises Potsdam-
Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Planebruch vertre-
ten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit.

9.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehren-
amtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung Plane-
bruch, so ist auch die Partei, politische Vereinigung oder Wähler-
gruppe, für die sie oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung
Planebruch antritt, von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit, wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvor-
schlages dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum ehren-
amtlichen Bürgermeister der Gemeindevertretung Planebruch
gewählt worden ist.

9.2 Wichtige Hinweise
9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,

einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewer-
berin oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht nach der
vorstehenden Nummer 9.1 von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 5 Unter-
stützungsunterschriften von im Wahlgebiet wahlberechtigten
Personen beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der
wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,

bei der
Wahlbehörde, Amt Brück,

Einwohnermeldeamt (Raum 108),
Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück

zu leisten.

Die Unterstützungsunterschrift  kann auch bei einer ehren-
amtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen
Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar
oder einer  anderen zur Beglaubigung von Unterschriften
ermächtigten Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir
auf Anforderung ausgegebenen Unterschriftenlisten (sie-
he Nummer 9.2.3) sind der Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-
Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) spätestens bis zum

Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,

vorzulegen.
Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf
den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen
Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem Muster
der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter
Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt
Brück, Einwohnermeldeamt (Raum 108), Ernst-Thälmann-Stra-
ße 59, 14822 Brück aufgelegt.
Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie An-
schrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewer-
bers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist
beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung,
Wählergruppe oder Listenvereinigung deren Name und,
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzuge-
ben.
Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Er-
klärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber
sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt wor-
den sind, oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Be-
stimmung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Rei-
henfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden,
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen
anzugeben.
Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzu-
geben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für
die Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeis-
ter im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder bei einer
anderen zur Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestim-
mung der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfol-
ge nach § 33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleis-
tete Unterstützungsunterschriften sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvor-
schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung Planebruch unter-
zeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese
Wahl geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch
die Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

9.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der
Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das
Datum der Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnen-
de Person hat sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.
Die Zurücknahme gültiger Unterstützungsunterschriften ist wir-
kungslos.
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9.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen
Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf,
kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die
die Unterschriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Per-
son, die wegen einer Behinderung nicht in der Lage ist, die
Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf Antrag die Unterstützungs-
unterschrift durch Erklärung vor einer oder einem Beauftragten
der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den
17. März 2014, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde ge-
stellt werden.

9.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichner-
innen und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf
der von mir ausgelegten oder ausgegebenen Unterschriften-
liste leisten, zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeit-
punkt ihrer Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind.

10. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 12 Uhr,
können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der
Bewerberinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben
und fehlende Unterstützungsunterschriften nicht mehr beige-
bracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der
Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder seine
Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit
der Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1
BbgKWahlG) beseitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt am 25.03.2014 um 18.00 Uhr
im Sitzungssaal des Amtes Brück in öffentlicher Sitzung über
die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des eh-
renamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Planebruch

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7,
8, 10 und 11 zur Wahl der Stadtverordnetenversammlung der
Gemeinde Planebruch gelten für die Wahl der ehrenamtlichen
Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters der
Gemeinde Planebruch mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Be-
werber enthalten.
Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahl-
vorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder
des ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.
Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag ei-
ner Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit
einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer
oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem
Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV
abzugeben.

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder
des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33
Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für
die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG befreit
ist, sind mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufü-
gen. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Num-
mer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.6 bis 9.2.9 sinngemäß.

C. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des
Ortsteils Cammer

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7,
8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der
Gemeinde Planebruch gelten für die Wahl der Ortsvorsteherin
oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Cammer mit folgenden
Maßgaben sinngemäß:

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Orts-
vorstehers des Ortsteils Cammer das Gebiet dieses Ortsteils.

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Cammer  ihren ständigen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Be-
werber enthalten. Jede Bewerberin und  jeder Bewerber darf
nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der Ortsvorsteherin
oder des Ortsvorstehers benannt sein.
Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag ei-
ner Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit
einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer
oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem
Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV
abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Planebruch wahlberechtigten Mitglieder
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder
deren Delegierte können auch die Bewerberin oder den Bewer-
ber für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers
des Ortsteils Cammer bestimmen, sofern die Anzahl der im Orts-
teil Cammer wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen
Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer
Mitgliederversammlung ausreicht.
In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Plane-
bruch wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung
einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführun-
gen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder
des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33
Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für
die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

8. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewer-
berin oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit ist, sind
mindestens 6 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Üb-
rigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 9.1.1
bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 bis 9.2.9 sinngemäß.



Nr. 2/2014 / Woche 7 14. Februar 201436 Amtsblatt

Amtlicher Teil – Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück

D. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des
Ortsteils Damelang-Freienthal

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7,
8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der
Gemeinde Planebruch gelten für die Wahl der Ortsvorsteherin
oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Damelang-Freienthal mit
folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Orts-
vorstehers des Ortsteils Damelang-Freienthal das Gebiet die-
ses Ortsteils.

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Damelang-Freienthal  ihren ständigen Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Be-
werber enthalten. Jede Bewerberin und  jeder Bewerber darf
nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der Ortsvorsteherin
oder des Ortsvorstehers benannt sein.
Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag ei-
ner Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit
einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer
oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem
Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV
abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Planebruch wahlberechtigten Mitglieder
der Partei, politischen Vereinigung  oder Wählergruppe oder
deren Delegierte können auch die Bewerberin oder den Bewer-
ber für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers
des Ortsteils Damelang-Freienthal bestimmen, sofern die An-
zahl der im Ortsteil Damelang-Freienthal wahlberechtigten
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht.

In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Plane-
bruch wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung
einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführun-
gen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder
des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33
Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung,
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewer-
berin oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit ist, sind
mindestens 6 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Üb-
rigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 9.1.1
bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5  bis 9.2.9 sinngemäß

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-
drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefor-
dert werden. Sie sind auch unter www.wahlen.brandenburg.de
bei Kommunalwahlen in der rechten Spalte unter „Unterlagen
Wahlvorschläge“ und  „Mustervordrucke“ abrufbar. Dazu dient
auch der Link „Unterlagen Wahlvorschläge“ unter der Rubrik
„Wahlen“ auf der Internetseite des Amtes Brück www.Amt-
Brueck.de.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn

Zur Mitgliederversammlung der Jagdgenossenschaft Linthe, am 20. Fe-
bruar 2014, um 19.00 Uhr in der Gaststätte „Linther Hof“, lade ich alle
Jagdgenossenschaftsmitglieder herzlich ein.

Tagesordnung:
1. Begrüßung durch den Jagdvorsteher
2. Feststellung der Anzahl der anwesenden Grundstückseigentümer

und deren bejagdbaren Flächen
3. Rechenschaftsbericht des Jagdvorstehers für das Jagdjahr 2013/

2014
4. Finanzbericht

Einladung der Jagdgenossenschaft Linthe

5. Bericht der Rechnungsprüfer
6. Bericht der Jagdpächter
7. Aussprache zu den Berichten
8. Beschluss zur Entlastung des Vorstandes und Kassenprüfers
9. Beschluss zur Auszahlung der Jagdpacht
10. Erläuterung zum vorliegenden Entwurf des Jagdpachtvertrages
11. Beschluss zum Jagdpachtvertrag
12. Erläuterung und Beschluss Haushaltsplan 2014/2015
13. Schlusswort durch den Jagdvorsteher
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Die Jagdgenossenschaft Borkheide/Borkwalde lädt hiermit zur
Genossenschaftsversammlung

am 13.03.2014 um 19.00 Uhr

in die Gaststätte „Siedlerstuben“, Lehniner Straße 40 in Borkwalde
ein.

Einladung der Jagdgenossenschaft Borkheide/Borkwalde

Tagesordnung
1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit
2. Bericht des Vorstandes und Kassenprüfers sowie deren Entlastung
3. Bericht des Jagdpächters
4. Probleme mit dem Wolf
5. Sonstiges

Brück, den 27.01.2014

Der Vorstand

Für die Europa- und Kommunalwahl am 25. Mai 2014 sucht das Amt Brück Wahlhelfer.
Wahlhelfer werden für alle Wahllokale der Stadt Brück und der Gemeinden des Amtes Brück gesucht.
Wer Interesse oder Fragen hat, kann sich an Herrn Nissen, Leiter Soziales und Verwaltung 033844 62111 oder Frau Hanack, 033844 62116 oder
per Mail an wahlen@amt-brueck.de wenden.

Nissen
Leiter Soziales und Verwaltung

Wahlhelfer gesucht

Amtlicher Teil – Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Niemegk

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

(Friedhofsgesetz § 1: Geltungsbereich)
Diese Satzung gilt für den Friedhof, dessen Träger die Evangelische
Kirchengemeinde Schlalach ist und der von ihr verwaltet wird. Es gilt
das Kirchengesetz über die Friedhöfe der EKBO1 (zuletzt geändert durch
Verordnung mit Gesetzeskraft vom 24. April 1998, sowie das Branden-
burgische Bestattungsgesetz).

§ 2
Zweckbestimmung

(Friedhofsgesetz § 2: Zweckbestimmung)
Auch Personen, die ihren langjährigen bzw. gewöhnlichen Lebensmittel-
punkt in Schlalach hatten, können auf dem Friedhof Schlalach beige-
setzt werden. Andere Personen können ein entsprechendes Recht er-
werben, wenn die Kirchengemeinde ihre Zustimmung nach pflichtge-
mäßen Ermessen erteilt. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn dadurch
Härtefälle vermieden werden. Dies gilt insbesondere für die Wahrneh-
mung der Totenfürsorge für Angehörige.

§ 3
Allgemeines

(Friedhofsgesetz § 3: Zuständigkeiten,
§ 23: Anmeldung und Zeitpunkt der Bestattung)

Nach Eintritt eines Todesfalles ist die Erdbestattung oder Urnen-
beisetzung des Verstorbenen umgehend im Pfarramt anzumelden. Der
künftige Verantwortliche/ Nutzungsberechtigte hat dazu einen Antrag
auf Grabzuweisung und ggf. Trauerhallenbenutzung zu stellen. Der Pfar-
rer/ die Pfarrerin setzt in Absprache mit dem Nutzungsberechtigten den
Tag und die Uhrzeit der Bestattung, Urnenbeisetzung oder Trauerfeier
fest.

Satzung für den Friedhof der Evangelischen Kirchengemeinde Schlalach

§ 4
Ruhezeit

(wird in der Gebührenordnung geregelt)

§ 5
Ausheben der Gräber

(Friedhofsgesetz § 27: Ausheben der Grüfte)
Die Gräber für Erdbestattungen müssen wegen des sandigen Unter-
grundes durch Erdwände getrennt sein, die eine entsprechende Stärke
aufweisen, mindestens aber 30 cm betragen.

§ 6
Abmessungen der Grabanlagen

(1) Für Grabstätten, die für Erdbestattungen vorgesehen sind, gelten
folgende Abmessungen (in cm):

a. a)  Kinderwahlgrabstätte
Grablänge: 150 Grabbreite: 60
(Grabmal: max 60 B x 12 bis 14 H)

b. b)  Reihengrab
Grablänge: 240 Grabbreite: 90
(Grabmal: max 120 H x max 60 B x 12 bis 16 T)

c. c)  Familiengrabstätte
Grablänge: 300 Grabbreite: 300
(Grabmal: max 100 H x max 140 B x 12 bis 22 T)
Bei Familiengrabstätten verbreitert sich je zusätzlicher Grabstelle
(ab 3. Beisetzungsstelle) die Grabstättenbreite um 100 cm.

(2) Beisetzung von Urnen in vorhandenen Einzelgrabstätten ist nicht
möglich (Friedhofsgesetz §16,2: Reihengrabstätten).

(3) Für Grabstätten für die Beisetzung von Urnen gelten folgende Ab-
messungen (in cm):
a)  Urnenreihengrabstätte Grablänge 125 Grabbreite 125

(Grabmal max 90 H x max 40 T x 12 bis 14 T)
b) Urnengrabstätten in einer Gemeinschaftsanlage

(Brachwitz, Deutsch Bork) Grablänge 50 Grabbreite 50
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§ 7
Reihengrabstätten/ Urnenreihengrabstätten

(Friedhofsgesetz §§ 15 bis 22: Grabstätten)

§ 8
Ende der Liegefrist/ Beräumung von Grabstellen
(Friedhofsgesetz § 13: Verlängerung, § 14: Erlöschen)

(1) Der Nutzungsberechtigte stellt zur Beräumung der Grabstelle
schriftlich einen formlosen Antrag an das Pfarramt. Die Beräumung
wird durch eine vom GKR benannte Person abgenommen. Dazu hat
der Nutzungberechtigte den Termin der Beräumung mit dieser Per-
son abzustimmen.

(2) Das Gebührenkonto (Friedhofsunterhaltungsgebühr) ist auszuglei-
chen.

§ 9
Nutzungsberechtigte

(Friedhofsgesetz § 11: Nutzungsrechte)

II. Gestaltungsvorschriften
(Friedhofsgesetz § 31: Grundsatz,

§ 32: Unterschiedliche Gestaltungsvorschriften,
§ 33: Gärtnerische Gestaltung und Pflege)

§ 10
Allgemeine Bestimmungen

(1) Bei der Bepflanzung ist darauf zu achten, dass andere Grabstätten
und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigt wer-
den. Blumen und Kränze sind, nachdem sie verwelkt oder unan-
sehnlich geworden sind, umgehend vom Nutzungsberechtigten der
Grabstätte zu entfernen und zu entsorgen. Abfälle sind grundsätz-
lich im privaten Haushalt zu entsorgen. Ist auf dem Friedhof ein
Komposthaufen vorhanden, können ausschließlich kompostierbare
Abfälle dort entsorgt werden.

(2) Bepflanzungen von Reihengrabstätten und Urnengräbern dürfen
eine Höhe von 1,50 m und die festgelegte Grabfläche nicht über-
schreiten.

(3) Laubwerfende Gehölze sind als Grabbepflanzung nicht zulässig.

§11
Zustimmungserfordernis

(Friedhofsgesetz § 34: Grabmäler)
(1) Vor der Errichtung und Veränderung von Grabmalen und sonstiger

baulicher Anlagen einschließlich Grabeinfriedungen etc. ist die
schriftliche Zustimmung des Friedhofträgers einzuholen.

Diese Satzung tritt mit Beschluss des Gemeindekirchenrates am 01.
Januar 2014 in Kraft.

Schlalach, den 11.11. 2013

1 Im Weiteren als Friedhofsgesetz bezeichnet

Gebührenordnung der Evangelischen Kirchengemeinde
Schlalach für den Friedhof Schlalach,

gültig ab 01.01.2014

Die Liegefrist für Erdbestattungen und Urnen beträgt einheitlich 25
Jahre. Für die Dauer der Nutzung des Friedhofs sind folgende Gebühren
zu entrichten.

Benutzungsgebühren
für Erwerb Friedhofs-

der Grabstelle unterhaltungs-
gebühr/p.a.

Reihengrab 275, – € 20, – €
Familiengrabstelle 550, – € 40, – €
Urnengrabstelle 150, – € 14, – €
Doppelurnenstelle 300, – € 28, – €
Kindergrabstätte 150, – € 8, – €
Nutzung der Trauerhalle 30, – €

Denkmalgebühr
Breite des Steins Gebühr
bis 60 cm 30, – €
bis 140 cm 60, – €

Die Fälligkeit der Gebühren wird mit dem Beginn der Nutzung fällig.
Die Friedhofsunterhaltungsgebühr wird jährlich fällig.

Vor der Aufstellung eines neuen Denkmals bzw. vor Veränderungen an
vorhandenen Denkmälern, ist die Genehmigung dazu beim Pfarramt
einzuholen. Vor der ersten Aufstellung eines Denkmals wird die o.g.
Denkmalgebühr fällig.

Der Gemeindekirchenrat Schlalach, 11. November 2013

    (geschäftsführende Pfarrerin)

Friedhofsgesetz: § 33 Gärtnerische Gestaltung und Pflege
( 1 ) 1 Die Grabstätten müssen, soweit die Witterung dies zulässt, inner-

halb von vier Monaten nach dem Erwerb oder der Bestattung gärt-
nerisch angelegt, bis zum Erlöschen des Nutzungsrechts gepflegt
und in einem verkehrssicheren Zustand erhalten werden.
2 Auftretende Versackungen sind vom Nutzungsberechtigten auf
seine Kosten unverzüglich zu beheben.
3 Wenn der Nutzungsberechtigte diesen Verpflichtungen trotz Auf-
forderung innerhalb einer gesetzten Frist nicht nachkommt, kann
der Friedhofsträger die Grabstätten einebnen.

( 2 ) Die Herrichtung und wesentliche Änderung der gärtnerischen Anla-
ge, insbesondere der Abgrenzung, bedarf der Zustimmung der
Friedhofsverwaltung.

( 3 ) 1 Der Friedhofsträger kann sich die Herrichtung und laufende Un-
terhaltung der Grabstätten vorbehalten und die Zulassung von
Erwerbsgärtnern für von ihm selbst angebotene Leistungen ableh-
nen.
2 Hiervon unberührt bleibt die Befugnis der Angehörigen, die Grab-
stätte zu gießen, sauber zu halten und zu schmücken.
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( 4 ) 1 Die Friedhofsverwaltung kann den Schnitt oder die Beseitigung
stark wuchernder, abgestorbener oder verkehrsbehindernder Pflan-
zen und Gehölze verlangen und gegen Kostenersatz selbst durch-
führen, wenn die Nutzungsberechtigten dem Verlangen nicht nach-
kommen.
2 Vorhandene Bäume und Sträucher dürfen nur mit Zustimmung
oder auf Veranlassung des Friedhofsträgers entfernt werden.

( 5 ) Nicht erlaubt ist,
d. die Grabstätten mit Kunststoff, Eternit, Metall, Porzellan, Email-

le und ähnlichen Werkstoffen einzufassen; andere Einfassungen
bedürfen der Zustimmung des Friedhofsträgers;

e. die Grabstätte mit Kies, Steinen oder Werkstoffen zu belegen,
ausgenommen die nach Absatz 6 für eine Teilfläche gestattete
Abdeckung mit Trittplatten;

f. Zusatzbeete an den Grabhügeln anzulegen;
g. Gefäße aufzustellen, die der Würde eines Friedhofs nicht ent-

sprechen.
( 6 ) Die Grabstätten sollen aus ökologischen Gründen nur bis zu 25

vom Hundert, zusammen mit liegenden Grabmälern bis zu 40 vom
Hundert der Gesamtfläche mit Trittplatten oder wasserundurch-
lässigem Material abgedeckt werden.

( 7 ) 1 Hocker, Bänke und andere Sitzgelegenheiten dürfen nur auf unbe-
legten Stellen und nur mit Zustimmung der Friedhofsverwaltung
aufgestellt werden.
2 Die Zustimmung kann von der Entrichtung einer Gebühr für den
Aufwand der Kontrolle und der Abräumung abhängig gemacht wer-
den.

( 8 ) 1 Laternen und Vasen mit Sockel sowie Pflanzschalen von mehr als
35 cm Durchmesser dürfen nur mit Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung aufgestellt werden.
2 Absatz 7 Satz 2 gilt entsprechend.

( 9 ) 1 Der Friedhofsträger ist berechtigt, einen diesen Vorschriften oder
dem Belegungsplan widersprechenden Zustand zu beseitigen und
unzulässige Gegenstände zu entfernen.
2 Für dadurch entstehende Schäden haftet der Friedhofsträger nicht.
3 Entfernte Gegenstände, die nicht offensichtlich wertlos sind, wer-
den zwei Monate zur Abholung durch den Berechtigten bereitge-
halten.

(Auszug aus dem Kirchengesetz über die Friedhöfe,
7.11.1992, KABl, S.202)

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

(Friedhofsgesetz § 1: Geltungsbereich)
Diese Satzung gilt für die Friedhöfe, deren Träger die Evangelische Kir-
chengemeinde Niederwerbig ist und die von ihr verwaltet werden. Es
gilt das Kirchengesetz über die Friedhöfe der EKBO1 (zuletzt geändert
durch Verordnung mit Gesetzeskraft vom 24. April 1998 sowie das
Brandenburgische Bestattungsgesetz).

§ 2
Zweckbestimmung

(Friedhofsgesetz § 2: Zweckbestimmung)
Auch Personen, die ihren langjährigen bzw. gewöhnlichen Lebensmittel-
punkt im Bereich der Kirchengemeinde Niederwerbig hatten, können
auf den Friedhöfen der Kirchengemeinde Niederwerbig beigesetzt wer-
den. Andere Personen können ein entsprechendes Recht erwerben, wenn
die Kirchengemeinde ihre Zustimmung nach pflichtgemäßen Ermessen
erteilt. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn dadurch Härtefälle ver-
mieden werden. Dies gilt insbesondere für die Wahrnehmung der Toten-
fürsorge für Angehörige.

§ 3
Allgemeines

(Friedhofsgesetz § 3: Zuständigkeiten,
§ 23: Anmeldung und Zeitpunkt der Bestattung)

Nach Eintritt eines Todesfalles ist die Erdbestattung oder Urnen-
beisetzung des Verstorbenen umgehend im Pfarramt anzumelden. Der
künftige Verantwortliche/ Nutzungsberechtigte hat dazu einen Antrag
auf Grabzuweisung und ggf. Trauerhallenbenutzung zu stellen. Der Pfar-
rer/ die Pfarrerin setzt in Absprache mit dem Nutzungsberechtigten den
Tag und die Uhrzeit der Bestattung, Urnenbeisetzung oder Trauerfeier
fest.

§ 4
Ruhezeit

(wird in der Gebührenordnung geregelt)

Satzung für den Friedhof der Evangelischen Kirchengemeinde Niederwerbig

§ 5
Ausheben der Gräber

(Friedhofsgesetz § 27: Ausheben der Grüfte)
Die Gräber für Erdbestattungen müssen wegen des sandigen Unter-
grundes durch Erdwände getrennt sein, die eine entsprechende Stärke
aufweisen, mindestens aber 30 cm betragen.

§ 6
Abmessungen der Grabanlagen

(1) Für Grabstätten, die für Erdbestattungen vorgesehen sind, gelten
folgende Abmessungen (in cm):
a)  Kinderwahlgrabstätte

Grablänge: 150 Grabbreite: 60
(Grabmal: max 60 B x 12 bis 14 T)

b)  Reihengrab
Grablänge: 240 Grabbreite: 90
(Grabmal: max 120 H x max 60 B x 12 bis 16 T)

c)  Doppelgrabstelle
Grablänge: 300 Grabbreite: 300
(Grabmal: max 100 H x max 140 B x 12 bis 22 T)

Bei Familiengrabstätten verbreitert sich je zusätzlicher Grabstelle
(ab 3. Beisetzungsstelle) die Grabstättenbreite um 100 cm.

(2) Beisetzung von Urnen in vorhandenen Einzelgrabstätten ist nicht
möglich (Friedhofsgesetz §16,2: Reihengrabstätten).

(3) Für Grabstätten für die Beisetzung von Urnen gelten folgende Ab-
messungen (in cm):
a)  Urnenreihengrabstätte

Grablänge 50 Grabbreite 50
(Grabmal max 90 H x max 40 B x 12 bis 14 T)

b)  Urnendoppelstellen
Grablänge 70 Grabbreite 70
(Grabmall max 90 H x max 60 B x 12 bis 14 T)

§ 7
Reihengrabstätten/ Urnenreihengrabstätten

(Friedhofsgesetz §§ 15 bis 22: Grabstätten)
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§ 8
Ende der Liegefrist/ Beräumung von Grabstellen
(Friedhofsgesetz § 13: Verlängerung, § 14: Erlöschen)

(1) Der Nutzungsberechtigte stellt zur Beräumung der Grabstelle
schriftlich einen formlosen Antrag an das Pfarramt. Die Beräumung
wird durch eine vom GKR benannte Person abgenommen. Dazu hat
der Nutzungberechtigte den Termin der Beräumung mit dieser Per-
son abzustimmen.

(2) Das Gebührenkonto (Friedhofsunterhaltungsgebühr) ist auszuglei-
chen.

§ 9
Nutzungsberechtigte

(Friedhofsgesetz § 11: Nutzungsrechte)

II. Gestaltungsvorschriften
(Friedhofsgesetz § 31: Grundsatz,

 § 32: Unterschiedliche Gestaltungsvorschriften,
§ 33: Gärtnerische Gestaltung und Pflege)

§ 10
Allgemeine Bestimmungen

(1) Bei der Bepflanzung ist darauf zu achten, dass andere Grabstätten
und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigt wer-
den. Blumen und Kränze sind, nachdem sie verwelkt oder unan-
sehnlich geworden sind, umgehend vom Nutzungsberechtigten der
Grabstätte zu entfernen und zu entsorgen. Abfälle sind grundsätz-
lich im privaten Haushalt zu entsorgen.

(2) Bepflanzungen von Reihengrabstätten und Urnengräbern dürfen
eine Höhe von 1,50 m und die festgelegte Grabfläche nicht über-
schreiten.

(3) Laubwerfende Gehölze sind als Grabbepflanzung nicht zulässig.

§11
Zustimmungserfordernis

(Friedhofsgesetz § 34: Grabmäler)
(1)  Vor der Errichtung und Veränderung von Grabmalen und sonstiger

baulicher Anlagen einschließlich Grabeinfriedungen etc. ist die
schriftliche Zustimmung des Friedhofträgers einzuholen.

Diese Satzung tritt mit Beschluss des Gemeindekirchenrates am 01.
Januar 2014 in Kraft.

1 Im Weiteren als Friedhofsgesetz bezeichnet.

Anhang:
Friedhofsgesetz:

§ 33 Gärtnerische Gestaltung und Pflege
( 1 ) 1 Die Grabstätten müssen, soweit die Witterung dies zulässt, inner-

halb von vier Monaten nach dem Erwerb oder der Bestattung gärt-
nerisch angelegt, bis zum Erlöschen des Nutzungsrechts gepflegt
und in einem verkehrssicheren Zustand erhalten werden.
2 Auftretende Versackungen sind vom Nutzungsberechtigten auf
seine Kosten unverzüglich zu beheben.
3 Wenn der Nutzungsberechtigte diesen Verpflichtungen trotz Auf-
forderung innerhalb einer gesetzten Frist nicht nachkommt, kann
der Friedhofsträger die Grabstätten einebnen.

( 2 ) Die Herrichtung und wesentliche Änderung der gärtnerischen Anla-
ge, insbesondere der Abgrenzung, bedarf der Zustimmung der
Friedhofsverwaltung.

( 3 ) 1 Der Friedhofsträger kann sich die Herrichtung und laufende Un-
terhaltung der Grabstätten vorbehalten und die Zulassung von
Erwerbsgärtnern für von ihm selbst angebotene Leistungen ableh-
nen.

2 Hiervon unberührt bleibt die Befugnis der Angehörigen, die Grab-
stätte zu gießen, sauber zu halten und zu schmücken.

( 4 ) 1 Die Friedhofsverwaltung kann den Schnitt oder die Beseitigung
stark wuchernder, abgestorbener oder verkehrsbehindernder Pflan-
zen und Gehölze verlangen und gegen Kostenersatz selbst durch-
führen, wenn die Nutzungsberechtigten dem Verlangen nicht nach-
kommen.
2 Vorhandene Bäume und Sträucher dürfen nur mit Zustimmung
oder auf Veranlassung des Friedhofsträgers entfernt werden.

( 5 ) Nicht erlaubt ist,
• die Grabstätten mit Kunststoff, Eternit, Metall, Porzellan, Email-

le und ähnlichen Werkstoffen einzufassen; andere Einfassungen
bedürfen der Zustimmung des Friedhofsträgers;

• die Grabstätte mit Kies, Steinen oder Werkstoffen zu belegen,
ausgenommen die nach Absatz 6 für eine Teilfläche gestattete
Abdeckung mit Trittplatten;

• Zusatzbeete an den Grabhügeln anzulegen;
• Gefäße aufzustellen, die der Würde eines Friedhofs nicht ent-

sprechen.
( 6 ) Die Grabstätten sollen aus ökologischen Gründen nur bis zu 25

vom Hundert, zusammen mit liegenden Grabmälern bis zu 40 vom
Hundert der Gesamtfläche mit Trittplatten oder wasserundurch-
lässigem Material abgedeckt werden.

( 7 ) 1 Hocker, Bänke und andere Sitzgelegenheiten dürfen nur auf unbe-
legten Stellen und nur mit Zustimmung der Friedhofsverwaltung
aufgestellt werden.
2 Die Zustimmung kann von der Entrichtung einer Gebühr für den
Aufwand der Kontrolle und der Abräumung abhängig gemacht wer-
den.

( 8 ) 1 Laternen und Vasen mit Sockel sowie Pflanzschalen von mehr als
35 cm Durchmesser dürfen nur mit Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung aufgestellt werden.
2 Absatz 7 Satz 2 gilt entsprechend.

( 9 )  1 Der Friedhofsträger ist berechtigt, einen diesen Vorschriften oder
dem Belegungsplan widersprechenden Zustand zu beseitigen und
unzulässige Gegenstände zu entfernen.
2 Für dadurch entstehende Schäden haftet der Friedhofsträger nicht.
3 Entfernte Gegenstände, die nicht offensichtlich wertlos sind, wer-
den zwei Monate zur Abholung durch den Berechtigten bereitge-
halten.

(Auszug aus dem Kirchengesetz über die Friedhöfe,
7.11.1992, KABl, S.202)

Gebührenordnung der Evangelischen Kirchengemeinde
Niederwerbig für die Friedhöfe Jeserig und Niederwerbig,

gültig ab 01.01.2014

Die Liegefrist für Erdbestattungen und Urnen beträgt einheitlich 25
Jahre. Für die Dauer der Nutzung des Friedhofs sind folgende Gebühren
zu entrichten.

Benutzungsgebühren
für Erwerb Friedhofs-

der Grabstelle unterhaltungs-
gebühr/p.a.

Reihengrab 300, – € 15, – €
Doppelsgrabstelle 600, – € 30, – €
Urnengrabstelle 200, – € 10, – €
Doppelurnenstelle 400, – € 20, – €
Kindergrabstätte 150, – € 5, – €
Nutzung Turmraum NW 50, – €
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Denkmalgebühr
Breite des Steins Gebühr
 bis 60 cm 30, – €
bis 140 cm 60, – €

Die Fälligkeit der Gebühren wird mit dem Beginn der Nutzung fällig.
Die Friedhofsunterhaltungsgebühr ist jährlich zum 31. März für das
Nutzungsjahr zu entrichten. Dies kann durch Überweisung oder Erteilung
einer Einzugsermächtigung erfolgen.

Vor der Aufstellung eines neuen Denkmals bzw. vor Veränderungen an
vorhandenen Denkmälern, ist die Genehmigung dazu beim Pfarramt
einzuholen. Vor der ersten Aufstellung eines Denkmals wird die o.g.
Denkmalgebühr fällig.

Der Gemeindekirchenrat Niederwerbig, 03. Dezember 2013

(geschäftsführende Pfarrerin)

Die EMB – Energie Mark Brandenburg GmbH, Großbeerenstraße 181 -
183 in 14482 Potsdam hat mit Datum vom 19. November 2013, einge-
gangen am 20. November 2013, einen Antrag auf Bescheinigung von
beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb
sowie zur Unterhaltung und Erneuerung einer bereits bestehenden
Energieanlage (Gashochdruckleitung HDL 007.02.00 Rietz – Niemegk;
Abzweig Landhandel Niemegk) nebst Einrichtungen und Zubehör bzw.
Neben- und Sonderanlagen für Grundstücke in der Stadt Niemegk in
der  Gemarkung Niemegk, Flur 11 gestellt. Dieser Antrag wird unter
dem Aktenzeichen 09.53 – 2000 geführt.

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuch-
bereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192),
zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17. Dezember 2008
(BGBl. I S. 2586), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung zur
Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer Vor-
schriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durchführungs-
verordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3900)
öffentlich bekannt gemacht.

Auslegung:
Die Antragsunterlagen können innerhalb von vier Wochen nach dem Tag
der  Bekanntmachung im Ministerium für Wirtschaft und Europa-
angelegenheiten (Haus 6, Zimmer 212), Heinrich-Mann-Allee
107 in 14473 Potsdam, nach  Terminvereinbarung unter (0331) 866 -
1684 oder 1686  (montags bis donnerstags in der Zeit von 08.00 bis
15.00 Uhr und freitags in der Zeit von 08.00 bis 12.00 Uhr) – bzw. nach
vorheriger Absprache auch außerhalb dieser Zeiten – eingesehen
werden. Die Frage, ob ein Grundstück betroffen ist, kann vorab unter
Angabe der Gemarkung, Flur, Flurstücksnummer und des Aktenzeichens
telefonisch geklärt werden.

Öffentliche Bekanntmachung eines Antrags
nach § 9 Absatz 4 Grundbuchbereinigungsgesetz

im Bereich der Stadt Niemegk in der Gemarkung Niemegk

Aktenzeichen: 09.53 – 2000

Hinweis zum Einlegen von Widersprüchen:
Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden, sofern keine Duldungspflicht nach § 9 Abs. 2 GBBerG
bestand. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbarkeit wird der
Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Alle danach eingetretenen
Veränderungen, die die Nutzung des Grundstücks über das am 3. Okto-
ber 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch
zivilrechtlichen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und
dem Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigten oder sonstigen ding-
lich Berechtigten an dem Grundstück geregelt werden.

Da die Dienstbarkeit durch Gesetz bereits entstanden ist, kann ein
Widerspruch nicht damit begründet werden, dass kein Einverständnis
mit der Belastung des Grundstückes erteilt wird. Ein in der Sache be-
gründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet sein, dass die Anlage
bzw. Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt und/oder am 25. Dezem-
ber 1993 vom Energieversorgungsunternehmen oder dessen Rechts-
nachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die in den Unterlagen
dargestellte Leitungsführung fehlerhaft (also anders als vom Unterneh-
men) dargestellt ist.

Widerspruch gegen die Erteilung der Leitungs- und Anlagenrechts-
bescheinigung kann innerhalb von vier Wochen nach dem  Tag der
Bekanntmachung beim Ministerium für Wirtschaft und
Europaangelegenheiten - Referat 24 -, Heinrich-Mann-Allee 107 in 14473
Potsdam durch den jeweiligen Grundstückseigentümer eingelegt wer-
den.

Potsdam, 17. Dezember 2013

Im Auftrag
Grunenberg
Ministerium für Wirtschaft und Europaaangelegenheiten
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Die Verbandsversammlung des Abwasserentsorgungsverbandes Niemegk hat in ihrer Sitzung am 11. Dezember 2013 den Jahresabschluss für das
Wirtschaftsjahr 2012 festgestellt. Der Jahresabschluss wurde zuvor durch einen bestellten Wirtschaftsprüfer geprüft und testiert.

Der Beschluss der Verbandsversammlung liegt in den Geschäftsräumen des Abwasserentsorgungsverbandes Niemegk, Großstraße 7 in 14823
Niemegk, während der allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnahme aus.

Niemegk, 20. Januar 2014

Hemmerling
Verbandsvorsteher

Öffentliche Bekanntmachungen des Abwasserentsorgungsverbandes Niemegk

Feststellung des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 2012

Die Verbandsversammlung des Abwasserentsorgungsverbandes Niemegk hat in ihrer Sitzung am 11. Dezember 2013 über die Verwendung des
Jahresergebnisses 2012 entschieden. Der geprüfte Jahresabschluss wies einen Überschuss in Höhe von 90.696,34 € aus. Die Verbandsversammlung
hat beschlossen, dass dieser Überschuss den zweckgebundenen Rücklagen des Verbandes zugeführt werden soll.

Der Beschluss der Verbandsversammlung liegt in den Geschäftsräumen des Abwasserentsorgungsverbandes Niemegk, Großstraße 7 in 14823
Niemegk, während der allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnahme aus.

Niemegk, 20. Januar 2014

Hemmerling
Verbandsvorsteher

Beschluss zur Verwendung des Jahresergebnisses 2012

Die Verbandsversammlung des Abwasserentsorgungsverbandes Niemegk hat in ihrer Sitzung am 11. Dezember 2013 auf der Grundlage des
vorgelegten Jahresabschlusses und Lageberichtes den Verbandsvorsteher für das Wirtschaftsjahr 2012 entlastet.

Der Beschluss der Verbandsversammlung liegt in den Geschäftsräumen des Abwasserentsorgungsverbandes Niemegk, Großstraße 7 in 14823
Niemegk, während der allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnahme aus.

Niemegk, 20. Januar 2014

Hemmerling
Verbandsvorsteher

Entlastung des Verbandsvorstehers für das Wirtschaftsjahr 2012
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Die Verbandsversammlung des Abwasserentsorgungsverbandes
Niemegk hat in ihrer Sitzung am 11. Dezember 2013 den Wirtschafts-
plan für das Wirtschaftsjahr 2014 (Stand 28.11.2013) mit folgenden Fest-
setzungen beschlossen.

1.0. Es betragen: T€

1.1. im Erfolgsplan:

die Erträge 765
die Aufwendungen 765
der Jahresgewinn 0
der Jahresverlust 0

1.2. im Finanzplan

Mittelzufluss/Mittelabfluss
aus laufender Geschäftstätigkeit 122
Mittelzufluss/Mittelabfluss
aus Investitionstätigkeit -44
Mittelzufluss/Mittelabfluss
aus Finanzierungstätigkeit -81

Wirtschaftsplan 2014

2.0. Es werden festgesetzt: T€

2.1. der Gesamtbetrag der Kredite auf 0
2.2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0
2.3. die Verbandsumlage 0

Nach § 19 Absatz 2 Satz 1 GKG haben die einzelnen Verbands-
mitglieder dabei folgende Anteile zu tragen:

Der Wirtschaftsplan und die Beschlussunterlagen der Verbands-
versammlung liegen in den Geschäftsräumen des Abwasserentsorgungs-
verbandes Niemegk, Großstraße 7 in 14823 Niemegk, während der
allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnahme aus.

Niemegk, 20. Januar 2014

Hemmerling
Verbandsvorsteher

Die Verbandsversammlung des Abwasserentsorgungsverbandes Niemegk hat in ihrer Sitzung am 11. Dezember 2013 den Kassenkreditrahmen für
das Wirtschaftsjahr 2014 als maximale Höhe der Kassenkredite des Verbandes auf 150.000,00 € festgesetzt

Der Beschluss ist als förmliches Erfordernis anzusehen, da davon ausgegangen werden kann, dass der Verband im Jahr 2014 aufgrund seiner guten
Liquidität voraussichtlich keinen Kassenkredit in Anspruch nehmen muss.

Niemegk, 20. Januar 2014

Hemmerling
Verbandsvorsteher

Festsetzung des Kassenkreditrahmens

Gemäß § 33 Abs. 6 des Brandenburgischen Meldegesetzes weist die Meldebehörde darauf hin, dass jeder Bürger das Recht hat, in nachfolgenden
Fällen der Weitergabe seiner Daten zu widersprechen.

1. Der Weitergabe von Daten an Parteien, politische Vereinigungen, Wählergruppen,  Listenvereinigungen und andere Träger von Wahlvorschlä-
gen im Zusammenhang mit Wahlen, Volksbegehren, Volksentscheiden und Bürgerentscheiden.

2. Der Weitergabe von Daten über Alters- und Ehejubiläen (erst ab Vollendung des 60. Lebensjahres bzw. ab dem 50. Ehejubiläum) zum Zwecke
der Veröffentlichung an Presse, Rundfunk und andere Medien.

3. Der Weitergabe von Daten an Adressbuchverlage.

Widersprüche nimmt das Einwohnermeldeamt des Amtes Niemegk, Großstraße 6, 14823  Niemegk entgegen.

Widerspruchsrecht bei Melderegisterauskünften in besonderen Fällen
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Alle Hundehalter haben u.a. nachfolgende Regelungen einzuhalten:

Anzeige- und Kennzeichnungspflicht:
Die Haltung eines Hundes (egal welche Rasse!) mit einer Widerristhöhe
von mindestens 40 cm oder einem Gewicht von mindestens 20 kg ist
der örtlichen Ordnungsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Dies gilt
auch, wenn der Hund bereits steuerlich gemeldet ist!
Der Hundehalter hat den Hund mit einem Mikrochip-Transponder ge-
mäß ISO-Standard zu kennzeichnen und seine Zuverlässigkeit nachzu-
weisen. Als Nachweis der Zuverlässigkeit ist ein Führungszeugnis vor-
zulegen.

Folgende Vorschriften über das Führen und Halten von Hunden
gelten für alle Hundehalter:
• Das Grundstück, auf dem ein Hund gehalten wird, muss gegen ein

unbeabsichtigtes Entweichen des Hundes angemessen gesichert
sein.

• Außerhalb von Grundstücken dürfen Hunde nur von Personen ge-
führt werden, die körperlich und geistig die Gewähr dafür bieten,
jederzeit den Hund so zu beaufsichtigen, dass Menschen, Tiere
oder Sachen nicht gefährdet werden.

• Der Hundeführer hat den Hund ständig zu beaufsichtigen und sicher
zu führen.

• Gleichzeitig dürfen von einer Person nicht mehr als drei Hunde
geführt werden. Eine Person unter 18 Jahren darf nur einen Hund
führen.

• Außerhalb des Grundstücks müssen Hunde ein Halsband mit An-
schrift und Namen des Hundehalters tragen.

• Der Hundehalter hat sicherzustellen, dass sich der Hund nicht
unbeaufsichtigt außerhalb des befriedeten Besitztums aufhält.

Ende der amtlichen Bekanntmachungen

An alle Hundehalter!

Merkblatt zur Hundehalterverordnung des Landes Brandenburg
vom 16. Juni 2004 (GVBl. II/04 S. 458)

• Hunde dürfen nur Personen überlassen werden, die die Gewähr
dafür bieten, dass die Vorschriften der Hundehalterverordnung ein-
gehalten werden.

• Es besteht eine allgemeine Leinenpflicht:
– bei öffentlichen Versammlungen, Umzügen, Aufzügen, Volksfes-

ten und sonstigen Veranstaltungen mit Menschenansammlungen
– auf Sport- und Campingplätzen
– in umfriedeten oder anderweitig begrenzten der Allgemeinheit

zugänglichen Park-, Garten- und Grünanlagen
– in Einkaufszentren, Fußgängerzonen, Verwaltungsgebäuden und

öffentlichen Verkehrsmitteln
– bei Mehrfamilienhäusern auf Zuwegen, in Treppenhäusern oder

sonstigen von der Hausgemeinschaft gemeinsam genutzten Räu-
men

• Zusätzlich hat jeder Hund in Verwaltungsgebäuden und in öffentli-
chen Verkehrsmitteln einen Maulkorb zu tragen.

• Auf Spielplätzen, gekennzeichneten Liegewiesen und in Badean-
stalten sowie an als solche gekennzeichnete öffentliche Badestel-
len dürfen Hunde nicht mitgenommen werden.

Verstöße gegen die Bestimmungen der Hundehalterverordnung
können mit Geldbußen geahndet werden.

Ansprechpartner für Fragen zur Hundehalterverordnung ist das Ord-
nungsamt.
Weitergehende Informationen sowie den Text der Hundehalterverordnung
des Landes Brandenburg finden Sie auf der Internetseite des Amtes
Niemegk. (www.amt-niemegk.de)


